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VORWORT


Der sparsame Umgang mit Grund und Boden und die Verringerung des 
Flächenverbrauchs sind wesentliche Bestandteile einer nachhaltigen Entwick­
lung. Der hohe Flächenverbrauch in Bayern rückt das Thema in den Mittelpunkt 
der Diskussion. Dem trägt auch das neu gefasste Landesentwicklungsprogramm 
mit der Verpflichtung zu einem Vorrang der Innenentwicklung und flächenspa­
renden Bauweisen Rechnung. 

Die kommunalen Entscheidungsträger, also Gemeinde- und Stadträte, haben 
die verantwortungsvolle wie schwierige Aufgabe, den Schutz und die Entwick­
lung der natürlichen Ressourcen für kommende Generationen zu gewährleisten 
und dabei die Ziele einer zukunftsbeständigen, wirtschaftlichen und sozialen 
Entwicklung zu verwirklichen. Das Instrument Flächenressourcen-Management 
soll den Städten und Gemeinden helfen, dieser Verpflichtung nachzukommen. 
Der Freistaat Bayern unterstützt sie bei der Bewältigung dieser gesamtgesell­
schaftlichen Aufgabe. 

In einem ersten Schritt dieser neuen bayerischen Initiative war Anfang 2002 
eine Arbeitshilfe zum Kommunalen Flächenressourcen-Management vorgestellt 
worden. Die praktische Umsetzung wurde dann in vier repräsentativen Gemein­
den modellhaft erprobt. Diese Arbeitshilfe wurde nun unter Berücksichtigung 
der Ergebnisse aus den Modellgemeinden überarbeitet. Bei der vorliegenden 
Neufassung wurden Inhalte vertieft, Handlungshilfen und Berechnungsbeispiele 
ergänzt. Die Arbeitshilfe ist ergänzt um einen umfangreichen Anhang, der auf 
CD oder als Ausdruck zu beziehen ist, und der weitreichende Checklisten, For­
mulierungshilfen oder Formblattmuster für den praktischen Vollzug enthält. 

Allen an der Erarbeitung dieses Praxisratgebers Beteiligten gilt unser Dank. 

Dr. Werner Schnappauf Dr. Günther Beckstein 
Staatsminister für Staatsminister des Innern 
Landesentwicklung und Umweltfragen 
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1 EINFÜHRUNG 

Boden stellt als Schutzgut im Naturhaus­
halt ein ebenso wichtiges Lebenselement wie das 
Wasser oder die Luft dar. Lebenswichtige Funk­
tionen des Bodens werden täglich in Anspruch 
genommen: 
- Filter und Puffer für Schadstoffe 
- Reinigungskörper im Wasserkreislauf 
- Klima-Regulator 
- Produktionsgrundlage der Land- und Forstwirt­

schaft 
- Rohstoffquelle 
- Archiv für Natur- und Kulturgeschichte 
- Lebensraum für Pflanzen und Tiere. 

Boden ist nicht vermehrbar. Einmal zerstört oder 
überbaut, ist der Boden nicht oder nur mit hohem 
Aufwand wieder herstellbar. Durch Bautätigkeit im 
Wohnungs-, Gewerbe- und Straßenbau gehen täg­
lich wertvolle Bodenfunktionen verloren. Die Inan­
spruchnahme von Böden für Siedlungs- und Ver­
kehrsflächen hat derzeit ein zu hohes Niveau: 
- In Deutschland werden täglich 129 ha Fläche 

(Stand 2000) zu Siedlungs- und Verkehrsfläche 
umgewandelt 

- In Bayern wurden 1997–2000 jeden Tag 28,4 ha 
in Anspruch genommen 

- Pro Jahr führt dies in Bayern zu einem Flächen­
verbrauch von 103 km2, was in etwa der Sied­
lungs- und Verkehrsfläche Nürnbergs entspricht 

- Während die Bevölkerung von 1980 bis 2000 in 
Bayern um ca. 12 % zunahm, stieg der Anteil 
der Gebäude- und Freiflächen um 44 %. 

Gründe für den steigenden Flächenverbrauch sind 
insbesondere: 
- der Einwohnerzuwachs 
- der konstant anwachsende Bedarf an Wohnflä­

che: von 1970 bis 1998 stieg in Bayern die Wohn­
fläche je Einwohner von 24 m2 auf 40,2 m2, eine 
Steigerung von 67 % 

- die Veränderung der Haushaltsstrukturen: die 
Zahl der Haushalte stieg in Bayern um 52 % 
(1970–2001), davon die der Einpersonenhaus­
halte um 118 % 

- der stark gestiegene Grad der Motorisierung 
- der hohe Bedarf an neuen Gewerbeflächen. 

Der hohe Flächenverbrauch unserer Tage wider­
spricht der Zielsetzung einer nachhaltigen 
Entwicklung, weil er künftige Generationen in 
ihren Entwicklungsmöglichkeiten beeinträchtigt. 
Wesentliche Entscheidungen über die Nutzung der 
Böden trifft die Kommune im Rahmen ihrer Bau­
leitplanung. Dabei wird es in Zukunft darauf 
ankommen, noch stärker als bisher, vorrangig die 
oft voll erschlossenen Baulandpotenziale im 

Bestand (Baulücken, Brachen) für die weitere Ent­
wicklung der Gemeinde in Anspruch zu nehmen. 
Dies entspricht auch den Zielsetzungen des neuen 
LEP. Damit kann nicht nur der Flächenverbrauch 
reduziert werden. Da in diesen Fällen häufig nie­
drigere Kosten als für eine vergleichbare Neuent­
wicklung von Baugebieten auf der grünen Wiese 
anfallen, sind sie oft auch wirtschaftlicher für die 
Kommune. So kann die Kommune selbst, der 
jeweilige Bauherr oder Investor und letztlich auch 
der Steuerzahler von einem verantwortungsbe­
wussten Umgang mit Grund und Boden profitie­
ren. 

Neue Anstrengungen sind daher notwendig, um 
den Flächenverbrauch nachhaltig zu reduzieren. 
Insbesondere muss in der Bevölkerung die Nach­
frage nach flächensparenden Bauprojekten ange­
regt und gefördert werden. Nur das gemeinsame 
Vorgehen aller Beteiligten und das Herbeiführen 
einer breiten, gesellschaftlichen Zustimmung wird 
zu einem nachhaltigen Umgang mit der Lebens­
grundlage Boden führen. 

Pfaffenhofen/Ilm 1981 

Pfaffenhofen/Ilm 1998: Wachstum der Siedlungsfläche im 
Zeitraum 1981 bis 1998 blau hinterlegt 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Künftig wird es stärker denn je notwendig sein, die 
nach § 2 Abs. 2 BBodSchG gesetzlich geschützten 
Bodenfunktionen frühzeitig in der Bauleitplanung 
zu beachten. Empfehlungen zur angewandten 
Bodenfunktionsbewertung auf der kommunalen 
Ebene finden sich im Anhang H. Die Bewertungs­
methode wurde im Rahmen des Pilotprojekts zum 
Kommunalen Flächenressourcen-Management 
weiterentwickelt und in drei Modellkommunen 
getestet. 

2.1	 WAS IST KOMMUNALES 
FLÄCHENRESSOURCEN-
MANAGEMENT? 

Kommunales Flächenressourcen-Manage­
ment ist ein neues Instrument zur Steuerung der 
gemeindlichen Entwicklung. Es hat das Ziel, die 
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme kon­
stant bei allen Planungsschritten zu verwirklichen. 

Es beinhaltet die vollständige Erfassung vorrangig 
innerörtlicher Entwicklungspotenziale (z.B. auf 
Baulücken, Brachflächen, durch An- und Aufbau­
ten), ihre laufende Einspeisung in aktuelle 
Planungsprozesse und ihre kontinuierliche Fort­
schreibung. Damit können städtebauliche Pla­
nungsprozesse sowie Erneuerungsstrategien im 
Bestand im Rahmen der städtebaulichen Sanie­
rung besser miteinander verknüpft werden. 

Der Aufbau eines kommunalen Informationssys­
tems – soweit möglich auf der Basis eines digita­
len Geographischen Informationssystems (GIS) – 
erlaubt den Gemeinden zukünftig eine bessere 
Nutzung und Verknüpfung räumlicher und sozia­
ler Daten mit wesentlichen Vorteilen für die Steu­
erung des gemeindlichen Planungsprozesses. 

Flächenressourcen-Management sollte „Chefsa­
che“ in der Gemeinde sein. Ein wichtiger Meilen­
stein für die kommunalpolitische Willensbildung 
kann ein politischer Grundsatzbeschlusses zum 
Bodenschutz sein. Denn ein Grundsatzbeschluss 
bekräftigt die Strategie einer verstärkten Nutzung 
von Bauland im Bestand und erleichtert die Umset­
zung der dabei erforderlichen Maßnahmen. 

Beispiel für einen Grundsatzbeschluss zum 
Flächensparen 

Boden ist eine zentrale Lebens- und Wirtschafts­
grundlage für die Bürgerinnen und Bürger in 
unserer Kommune, die auch zukünftigen Gene­
rationen erhalten bleiben soll. Die Gemeinde 
bekennt sich deshalb zu einem schonenden und 
flächensparenden Umgang mit dem Boden im 
Gemeindegebiet. 

Zukünftig werden deshalb folgende konkrete 
Handlungsansätze verstärkt verfolgt: 
•	 Die vorrangige Nutzung von Bauland im 

Bestand vor der Neuausweisung von Bau­
gebieten auf der „grünen Wiese“. 

•	 Hinwirken auf eine möglichst versiegelungs­
arme Gestaltung von Flächen oder Gebieten 
im Gemeindegebiet, die umgestaltet oder 
neu bebaut werden. 

2.2	 ENTSCHEIDUNGSHILFEN 
FÜR BAUEN IM BESTAND 

Die Nutzung von Flächen im bestehenden 
Siedlungsgefüge hat viele Vorteile. Die Argumente 
dafür sind in der kommunalpolitischen, oft kontro­
versen Diskussion um die Neuausweisung von 
Bauflächen häufig nicht ausreichend präsent. 

In Zeiten knapper Finanzmittel zählen vor allem 
Kostenargumente. Beispielhafte Vergleichsrech­
nungen zeigen, dass für die Realisierung eines 
Neubaugebietes in einer Kommune erhebliche 
finanzielle Mittel aufzuwenden sind. Durch die kon­
sequente Nutzung von Bauland im Bestand, wie 
z.B. des aktivierbaren Teils der Baulücken, kön­
nen diese Kosten reduziert bzw. die Aufwendungen 
für die Deckung des kommunalen Baulandbedarfs 
gemindert werden. 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Vorteile des Bauens im Bestand 

Für die Kommune 
•	 Nutzung vorhandener Erschließung vor Ort 
•	 Nutzung und bessere Auslastung vorhande­

ner Infrastruktur, insbesondere ÖPNV, soziale 
Einrichtungen, Schulen etc. 

•	 Sofort verfügbares Bauland (bei Eigentü­
merbereitschaft) 

•	 Reduzierte Belastung im Investitionshaus­
halt, Freiräume für andere dringende Inves­
titionen, Einsparung von Steuermitteln 

•	 Bewahrung der Eigenart des Ortes / Förde­
rung der Verbundenheit der Bürger mit der 
Kommune 

•	 Belebung und Aufwertung im Innenbereich 
•	 Erhaltung der Erholungs- und Landschafts­

qualitäten am Siedlungsrand 

Für den Eigentümer / Investor 
•	 Einsparen von Erschließungskosten, z.B. für 

Straßen, Kanal, Wasser etc. 
•	 Gewachsene, kalkulierbare Standortquali­

täten (weniger Risiko bei Vermarktung und 
Vermietung) 

Für die Anwohner 
•	 Sicherung und Erweiterung des Kundenpo­

tenzials für Geschäfte und Dienstleistungen 
im Viertel 

•	 Städtebauliche / gestalterische Qualitätsstei­
gerung / Beseitigung ungeordneter Flächen 
im Ortsbild 

•	 Zuzug junger Familien / Verjüngung in alten 
gewachsenen Wohnvierteln 

•	 Belebung im Innenbereich 

Für die Neubürger 
•	 Zuzug in ein gewachsenes Viertel (u.a. bes­

sere Integrationsmöglichkeiten) 
•	 Infrastruktur wie Kindergarten, Busanbin­

dung, Geschäfte etc. bereits vorhanden 
(keine jahrelangen Wartezeiten) 

•	 Kürzere Wege zu Infrastruktur und Dienst­
leistungen (Geschäfte, Kultur, Schulen, Ärzte 
etc.) 

Nachteile der klassischen Baulandentwicklung 

•	 Hohe Planungskosten 
•	 Langer Vorlauf 
•	 Hohe Investitionskosten 
•	 Hohe Belastung des kommunalen Haushalts 

Modellrechnungen Neuausweisung 
versus Bauen im Bestand 

Nachfolgend werden an Hand von Modell­
rechnungen beispielhaft die Kosten für die Ent­
wicklung von Bauflächen auf der „grünen Wiese“ 
der Aktivierung von Flächenressourcen im Innen­
bereich gegenübergestellt. 
Zudem werden die unterschiedlichen Arten des 
Flächenmanagements aufgezeigt. 

Anonymität und fehlender Siedlungsverbund in neuer 
Wohnsiedlung 

Wohnqualität in gewachsenem Siedlungsgefüge 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Modellrechnung 

Modellhafte Gegenüberstellung der Kos­
ten einer klassischen Baulandentwicklung auf der 
„grünen Wiese“ zum Flächenmanagement am Bei­
spiel der Gemeinde Stegaurach. 

Die Gemeinde Stegaurach hat auf der Grundlage 
ihres Flächennutzungsplans für die nächsten 8 
Jahre einen geschätzten Bedarf an 454 Wohnein­
heiten. Um diese Nachfrage befriedigen zu können, 
müssen entweder die Bauflächen klassisch ent­
wickelt oder die entsprechenden zur Verfügung 
stehenden Innenpotenziale aktiviert werden. 

Die Modellrechnung sieht als klassische Bauland­
entwicklung den Grunderwerb und die Schaffung 
von Baurecht und Infrastruktur durch die Gemeinde 
Stegaurach im Modellfall vor. Alternative Verfah­
ren über städtebauliche Verträge, Bedienung von 

Kosten	 Entwicklung eines 

neuen Baugebietes 

Entwicklungsgesellschaften sowie Baulandmodel­
le wurden dabei außer Acht gelassen. 

Bei Betrachtung aller Einnahmen und Ausgaben 
der klassischen Baulandentwicklung ist festzustel­
len, dass die hohen Ausgaben erst nach dem Ver­
kauf und der Erhebung der kommunalen Beiträge 
wieder ausgeglichen werden können. 

Bei gleichmäßiger Aufteilung der Entwicklungskos­
ten über die 8 Jahre kommt eine hohe jährliche 
Belastung auf den kommunalen Haushalt zu; 
zudem fällt ein Großteil der Investitionen in den 
ersten Jahren der Baulandentwicklung an, so dass 
der Anteil der Vorfinanzierung bis zur endgültigen 
Abrechnung nicht unerheblich ist. 

Wegen der zeitnahen Umsetzung des Flächenma­
nagements fallen hier wesentlich geringere Kos­
ten an. 

Aktives Förderndes 

Flächenressourcen- Flächenressourcen-

Management Management 

Planung, 
Vorbereitung 

Erwerb 

Erschließung 

Baureife 

Naturschutzrechtl. 
Ausgleich 

Kommunaler Zuschuss 

Vorfinanzierung 

Gesamtkosten 

Bilanz 

Ausgabe 

Einnahmen 

Belastung 
des kommunalen 
Haushalts / a 

ca. 250.000 e 
im 1. Jahr 

ca. 20.000.000 e 

ca. 4.000.000 e 

ca. 4 Jahre 

10 ha 

fällt nicht an 

120.000 e / a 
960.000 e in 8 Jahren 

ca. 25.000.000 e 

25.000.000 e 

25.000.000 e 

ca. 3.125.000 e 

ca. 800.000 e 
über 8 Jahre ca. 2 Stellen 

ca. 27.000.000 e 

0 e 

sofort 

fällt nicht an 

fällt nicht an 

fällt nicht an 

ca. 800.000 e 

28.000.000 e 

28.000.000 e 

ca. 100.000 e 

ca. 200.000 e 
über 8Jahre eine halbe Stelle 

0 e 

0 e 

sofort 

fällt nicht an 

760.000 e für 151 Baulücken 

ca. 1.000.000 e 

1.000.000 e 

0 e 

ca. 125.000 e 

(Erläuterungen siehe Anhang C 3) 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

2.3	 UMSETZUNG IN DER 
KOMMUNALEN PLANUNG 

Bestandsaufnahme, Analyse 

Grundlage jeder städtebaulichen Planung 
ist die Erhebung der planungsrelevanten Daten: 
- Brachflächen, Baulücken und Grundstücke mit 

Nachverdichtungspotenzial 
- Stadt- und naturräumliche Grundlagen 
- Siedlungsökologische Grundlagen 
- Statistische Daten zu Haushaltsgröße, Bewoh­

nerdichte und Bevölkerungsentwicklung 
- Informationen zu den wirtschaftlichen Grundla­

gen der Kommune 
- Planungsvorgaben mit Rechtscharakter 
- Daten zu Besitz und Flächennutzung, Planungen 

und Vorhaben anderer Träger für das Gemeinde­
gebiet samt aller Wechselwirkungen der Daten 
untereinander 

- Differenzierte Bedarfsanalyse für die verschie­
denen Nutzungsarten 

- Ggf. Daten aus der Vorbereitenden Untersu­
chung der städtebaulichen Sanierung. 

Die Bestandsbewertung ergibt den Handlungs­
spielraum für die städtebauliche Entwicklung der 
Gemeinde. 

Die Übertragung der Daten städtebaulicher Planun­
gen in Katastersysteme (Kommunales Informations­
system) schafft eine wichtige Entscheidungsgrund­
lage für die gemeindliche Entwicklungsplanung. Sie 
erlaubt eine konstante Einspeisung der Daten in den 
Planungsprozess. Die Verfügbarkeit aller Daten zu 
Baulücken, Brachflächen und Baugebieten geringer 
Dichte in einzelnen Datenblättern (Muster eines Erhe­
bungsbogens siehe Anhang A 5) führt zu höherer 
Transparenz, kann laufend aktualisiert und jederzeit 
in Berichtsform dem Stadt- oder Gemeinderat vorge­
legt werden. Die Inanspruchnahme von Flächen kann 
hierdurch wesentlich konkreter diskutiert werden. 

Die im Rahmen dieser Erhebung gewonnenen Daten 
können auch für die Ausarbeitung eines Umweltbe­
richts nach § 2a BauGB bei Vorhaben, die der 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach UVP-Gesetz 
unterliegen, herangezogen werden. 

Planungsphase 

Auf der Grundlage der Bestandsanalyse 
erfolgt die Festlegung der Grundzüge der beabsich­
tigten städtebaulichen Entwicklung. In größeren Kom­
munen kann es hilfreich sein, als Leitbild die Ziele 
der Stadtentwicklung in einem Entwicklungsplan 

zusammenzufassen. Dabei sollte auch überlegt 
werden, durch interkommunale Planungen, insbe­
sondere für Gewerbegebiete, den Flächenbedarf zu 
reduzieren. In kleineren Gemeinden wird es meist 
ausreichen, im Rahmen der Neuaufstellung eines 
Flächennutzungsplans ein Entwicklungskonzept zu 
diskutieren, das kontinuierlich fortgeschrieben und 
mit den Instrumenten der Bauleitplanung umgesetzt 
wird. 

Das Flächenressourcen-Management trägt in der 
Phase der informellen, fachübergreifenden Pla­
nung durch 
- Anregung von Planungskonzepten zur Nachver­

dichtung, 
- Vergleichsberechnungen neues Baugebiet / 

Innenentwicklung, 
- Untersuchung vorhandener Brachen und deren 

Nutzungspotenzial sowie 
- Bürgerinformationen und Befragungen zur För­

derung der Akzeptanz einer flächensparenden 
Planung 

dazu bei, die Minimierung der Flächeninanspruch­
nahme und die möglichen finanziellen Vorteile für 
Gemeinde oder Eigentümer in einer für die Öffent­
lichkeit gut verständlichen Form in die Diskussion 
einzubringen. 

Die erste Weichenstellung für eine flächensparen­
de, vorrangig auf die Aktivierung innerörtlicher 
Potenziale abzielende Entwicklung findet späte­
stens in der vorbereitenden Bauleitplanung (Flä­
chennutzungsplan) statt. Hierbei sind die Gemein­
den durch zahlreiche Regelungen (z.B. Boden­
schutzklausel des § 1a Abs. 1 BauGB, LEP) zu 
einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
verpflichtet. 

Der Landschaftsplan (Art. 3 BayNatSchG) als inte­
grierter Bestandteil des Flächennutzungsplans 
erfasst und bewertet die vorhandenen Potenziale 
von Natur und Landschaft, bietet ein vorausschau­
endes Konzept für Schutz und Pflege des Gemeinde­
gebietes und ist eine zuverlässige Entscheidungs­
hilfe für die Gemeinden bei allen Fragen der Inan­
spruchnahme von Flächen für Siedlungszwecke. 

Umsetzung 

Zentrale Bedeutung bei der Umsetzung der 
Planungsziele kommt dem Bebauungsplan mit 
integriertem Grünordnungsplan zu. Erst im Bebau­
ungsplan werden in der Regel die rechtlichen 
Grundlagen für die Durchsetzung der gemeind­
lichen Planungsziele geschaffen. 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Um brachgefallene oder untergenutzte Flächen für 
eine geeignete Nachfolgenutzung zu aktivieren, 
stehen den Gemeinden im Baugesetzbuch eine 
Reihe von Instrumenten zur Verfügung: Städtebau­
liche Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahme, 
städtebauliche Verträge, städtebauliche Gebote, 
Vorhaben- und Erschließungsplan und die Umle­
gung (siehe auch Anhang E). 

Für das Kommunale Flächenressourcen-Manage­
ment kann es hilfreich sein, wenn die Gemeinden 
einen Flächenvorrat an ökologisch aufwertbaren 
Ausgleichsflächen im Rahmen eines Ökokontos 
(Kataster über die der Gemeinde zur Verfügung 
stehenden, möglichen Ausgleichsflächen) anlegen. 

Vertiefte Informationen zu diesem Fragenkomplex 
enthält der vom Umweltministerium herausgege­
bene Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und 
Landschaft“. 

Finanzierungsmodelle für flächensparende Konzep­
te sowie die Ermittlung anderer Einsparmöglichkei­
ten stellen weitere ergänzende Bestandteile dar. 

Kontrolle 

Kontrollfunktionen sind in städtebaulichen 
Planungen nicht ausdrücklich angelegt. Im Flächen­
ressourcen-Management muss deshalb die Ziel­
kontrolle städtebaulicher Entwicklungen intensi­
viert werden. Dadurch können geänderte Rah­
menbedingungen schneller in neue Planungen 
einfließen und die entsprechenden Kataster fort­
geschrieben werden. Dem Gemeinderat und der 
Öffentlichkeit kann z.B. in einem Jahresbericht 
über die aktuelle Entwicklung berichtet werden, 
dies gerade auch im Hinblick auf eingesparte 
öffentliche Mittel. 

Die Abbildung auf Seite 10 verdeutlicht den optima­
len Ablauf des Kommunalen Flächenressourcen-
Managements im Rahmen der kommunalen Planung. 

Bürgerbeteiligung 

Ein wirkungsvolles Flächenressourcen-
Management erfordert intensive Öffentlichkeitsar­
beit und Bürgerbeteiligung in allen Phasen der 
Umsetzung. Dabei bietet sich insbesondere an, 
das Engagement von Bürgern im Rahmen kom­
munaler Agenda 21-Prozesse für die Erarbeitung 
der Grundsatzbeschlüsse, der Planungsgrundla­
gen, das Vermitteln der Planungsziele und für die 
Zielkontrolle zu nutzen. 

In der Umsetzungsphase wird es sich häufig als 
zielführend erweisen, direkt auf die betroffenen 
Eigentümer zuzugehen und in vertraulichem 
Gespräch die Möglichkeiten einer Mobilisierung 
der Grundstücke zu erörtern. 

Beispiel Offener Planungsprozess 
Stadtentwicklung Bobingen 

Die Stadt Bobingen bezieht ihre Bürger 
beispielhaft in den Stadtentwicklungsprozess ein. 
Dabei wird im Rahmen des Städtebauförderungs­
programms „Stadtteile mit besonderem Entwick­
lungsbedarf - die soziale Stadt“ gemeinsam mit 
den örtlichen Akteuren ein integriertes Handlungs­
konzept erarbeitet. Entsprechend den Grundsät­
zen der städtebaulichen Sanierung ist eine aktive 
Bürgermitwirkung regelmäßig ein wichtiger Be­
standteil des Erneuerungsprozesses. In verschie­
denen Arbeitskreisen wird in Bobingen u.a. die 
Stärkung des Stadtzentrums durch eine Bebau­
ung zentrumsnaher Baulücken vorbereitet. 

Beispiel Lokale Agenda 21 in Bayreuth: 
Umfassende Planungsgrundlage für die 
weitere Stadtentwicklung 

Am 24. April 2002 hat der Bayreuther Stad­
trat eine über 200 Seiten starke Lokale Agenda 21 
einstimmig verabschiedet. Eine abgestimmte 
Stadtentwicklung wird in Zeiten knappster Haus­
haltsmittel nicht als Luxus, sondern als Notwen­
digkeit angesehen. Der Stadtratsbeschluss sieht 
eine jährliche Berichterstattung, eine jährliche Pla­
nung der zu ergreifenden Maßnahmen sowie eine 
Beratung über eine Fortschreibung vor. Indika­
toren zur Erfolgskontrolle bilden hierbei einen 
wesentlichen Bestandteil. Derzeit wird eine Priori­
tätenliste erstellt, um die vielen Zielformulierun­
gen nach und nach umzusetzen. 

Arbeitsgruppe mit Bürgern vor Landschaftsplan 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

ABLAUFSCHEMA KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Bausteine / Arbeitsschritte 

Grundsatzbeschluss 
Sparsamer Umgang mit Grund und Boden 

Auftaktveranstaltung 
zur Information der Bürger über 
Flächenressourcen-Management 

Einführung eines Geographischen 
Informationssystems (optional) 
Analyse des Gemeindegebiets 
Bestandserhebung von 
Baulücken / Brachflächen 
Erstellung eines Katasters 

Entwicklung eines städtebaulichen Leitbilds 
unter besonderer Berücksichtigung eines 
sparsamen Umgangs mit Grund und Boden 

Abgleich des erhobenen Datenmaterials 
mit städtebaulichem Leitbild ergibt das 
Innenentwicklungspotenzial 

Entscheidung für Aktivierungsstrategie 
Beratung, ggf. Zwischenerwerb, Zuschüsse, 
Baurecht 

Direktkontakt mit den Betroffenen 

Einsatz geeigneter städtebaulicher 
Instrumente zur Flankierung des 
Flächenressourcen-Managements 
B-Plan, Änderung B-Plan, Abweichung, 
Befreiung usw. 

jährlicher Erfolgsbericht 
mit Anzahl der aktivierten 
Baulücken / Brachflächen 

Wer 

Bürgermeister, 
Gemeinderat, 
Agenda 21 

Bürgerversammlung, 
Verwaltung, 
Planung 

Verwaltung, 
Planer 

Gemeinderat, 
Öffentlichkeit, Planer, 
Agenda 21 

Verwaltung, Planer 

Verwaltung, 
Gemeinderat 

Vertrauensperson 
aus Verwaltung, 
Planer 

Verwaltung, 
Planer, 
Gemeinderat 

Verwaltung, 
Bürgermeister, 
Gemeinderat 

Ablauf 

Start 

Analyse 

Planung 

Umsetzung 

Kontrolle 

B 

B 

B 

E 

E 

B = Bürgerbeteiligung 
E = bei Bedarf externer Partner 
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2 KOMMUNALES FLÄCHENRESSOURCEN-MANAGEMENT 

Im Teilprogramm „Ökologie“, das mit den Teil­
programmen „Soziales“ und „Wirtschaft“ die drei 
Säulen der Bayreuther Agenda 21 bildet, werden 
Handlungsfelder und Maßnahmen zur Reduzie­
rung des Flächenverbrauchs im Sinne eines Kom­
munalen Flächenressourcen-Managements behan­
delt. Wichtige Instrumente hierzu sind ein Baulü­
cken- sowie ein Gewerbe- und Geschäftsimmo­
bilienkataster. 

Wesentliche Maßnahmen für eine nachhaltige Flä­

chennutzung sind beispielsweise:

- Baulücken im Stadtgebiet vorrangig schließen,


bevor eine Besiedlung der Randgebiete vorge­
nommen wird. 

- Alte Industriestandorte sanieren und vorrangig 
zur Neuansiedlung von Gewerbe ausweisen. 

- Ansiedlungen bündeln und vorrangig bestehen­
de Gewerbegebiete auslasten. 

- Erfassung und Kartierung leerstehender Gewer­
be- und Geschäftsimmobilien zur Bedarfsab­
schätzung und gezielten Nutzung. 

- Vor einer Neubebauung Prüfung, ob leerstehen­
de Gewerbe- und Geschäftsimmobilien genutzt 
werden können. 

- Prüfung von Möglichkeiten der Nach- bzw. 
Wiedernutzung von brachliegenden Industriege­
bäuden und -flächen z.B. durch Akteure aus dem 
Umfeld der Universität Bayreuth, im Rahmen von 
Drittmittel-, Auftragsforschung und Existenzgrün­
dung. 

- Mehrgeschossig bauen, insbesondere bei 
Gewerbe- und Industriebauten. 

- Verdichtungsmöglichkeiten im bebauten Innen­
bereich prüfen. 

- Transparenz der Bedarfsermittlung und Aktuali­
sierung im Rahmen der Bauleitplanung. 

- Reduzierung des Verkehrswegebedarfs durch 
Mischung der Funktionen der Stadt wie Wohnen, 
Einkaufen, Arbeit, Freizeit, Erholung (Kurze-
Wege-Konzept). 

- Rückbaumaßnahmen in Form von Entsiegelun­
gen fördern. 

- Im Uferbereich der Gewässer Verzicht auf 
Bebauung oder Einengung der Ufergebiete, zum 
Schutz vor Überschwemmungen. 

Durch den Stadtratsbeschluss ist die Lokale Agen­
da 21 für die Verwaltung eine hochwertige Pla­
nungs- und Arbeitsgrundlage, die es künftig zu 
beachten und zu nutzen gilt. 

Kriterien zur Flächenerfassung und 
Charakterisierung von Baulandpotenzialen 
im Bestand* 

Angaben zur Fläche 
•	 Adresse 
•	 Flurstücks-Nr. 
•	 Flächengröße 

Bestandssituation 
•	 Baulandtyp (Baulückentyp, Brachflächentyp) 
•	 aktuelle Nutzung 
•	 Erschließung 
•	 Bodenordnung 
•	 Wert des Grundstücks 
•	 Schutzstatus 
•	 besondere ökologische Funktion 
•	 Entwicklungshemmnis 

Planungsrechtliche Situation 
•	 Flächennutzungsplan 
•	 Bebauungsplan 
•	 bestehendes Baurecht nach § 34 BauGB 
•	 zulässige Art der Nutzung 
•	 zulässiges Maß der Nutzung 
•	 zulässige Bauweise 
•	 vorhandene Satzungen 

Eigentümer und Interessenten 
•	 Eigentümer 
•	 Interessenten 
•	 angestrebte Nutzung 

Zusätzlich bei Brachflächen 
•	 ursprüngliche Nutzung 
•	 Zustand der Bausubstanz 
•	 Nutzungen im Umfeld 
•	 Interessenten, angestrebte Nutzung 

Zusätzlich bei Altlasten, 

schädlichen Bodenveränderungen und

entsprechenden Verdachtsflächen**

•	 Kataster-Nr. 
•	 Flächentyp 
•	 Volumen 
•	 Priorität 
•	 Stand der Untersuchung 
•	 Sicherungs-/ Beschränkungsmaßnahmen 
•	 Art der Kontamination 

*	 Bei der Weitergabe der Daten an Dritte sind die Anforde­
rungen des Datenschutzes zu beachten 

** Angaben der katastermäßigen Erfassung des LfU nach 
Art. 3 (1) BayBodSchG 

Ein detaillierter Erhebungsbogen findet sich im 
Anhang A 5. 
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3 HANDLUNGSFELDER 

3.1	 FLÄCHENRECYCLING 

3.1.1 	 Wiedernutzbarmachung von ehemals 
gewerblich, militärisch oder infrastruk­
turell genutzten Flächen 

Die Wiedernutzbarmachung gewerblicher 
und militärischer Brachflächen sowie ungenutzter 
Flächen der Bahn und der Post ist ein bedeutendes 
Potenzial für die Reduzierung der Flächeninan­
spruchnahme und ein vorrangiges Ziel des neuen 
LEP. Der „Rat von Sachverständigen für Umwelt­
fragen“ rechnet in seinem Umweltgutachten für 
das Jahr 2000 in Deutschland mit einem Brach­
flächenbestand von 128.000 ha. Dies entspricht 
in etwa dem Flächenbedarf der Bundesrepublik 
Deutschland in den nächsten drei Jahren (auf 
Basis des derzeitigen täglichen Verbrauchs von 
129 ha). 

Die Nutzung von Brachflächen kann auch finan­
ziell vorteilhaft sein, wenn die Erschließung vor­
handen und funktionsfähig ist und soweit sie zur 
Nachnutzung passt. Dann erspart die Wieder­
nutzung von Brachflächen die Errichtung neuer 
Erschließungseinrichtungen an anderer Stelle. 

Als entwicklungshemmend erweisen sich oftmals 
ungeklärte oder schwierige Besitzverhältnisse 
(z.B. Erbengemeinschaften), überzogene Kauf­
preisvorstellungen, nicht mehr nutzbare Gebäu­
desubstanz und Infrastruktureinrichtungen sowie 
mögliche Altlasten. Die Bau- und Nutzungsstruk­
turen angrenzender Gebiete können stark ein­
schränkend oder aber auch fördernd wirken. 

Entscheidend für die Akzeptanz einer Überplanung 
ist eine breit angelegte Zieldiskussion und die ein­
deutige Formulierung der Ergebnisse. 

Ein Vergleich der Qualitäten des zentrumsnahen 
Wohnens mit den Nachteilen des Wohnens in 
Randlagen (Zweit-PKW, Anonymität) kann eine 
Möglichkeit sein, Gemeinderat und Bevölkerung 
für die Neunutzung der innerörtlichen Brachflä­
chen zu gewinnen. Staatliche Finanzierungshilfen 
unterstützen den Trend. Die Wohnwünsche der 
Bevölkerung erstrecken sich zunehmend auch auf 
alte Gewerbe- und Wohnbauten. 

Eine Bewertungshilfe zur Abschätzung des Auf­
wands für die Wiedernutzbarmachung von Brach­
flächen findet sich im Anhang B 1. 

Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Erfassen der Brachen auf der Basis des kom­

munalen Informationssystems, in kleinen 
Kommunen gemeinsam mit Baulückenkatas­
ter (siehe Anhang A) 

•	 Klärung weiterer Randbedingungen, wie 
- Verfügbarkeit der Flächen 
- Erschließungsbedingungen 
- Altlasten 

•	 Differenzierung in entwicklungsbedeutsame 
und problembehaftete Lagen 
(z.B. Immissionsbelastung durch Verkehr 
oder Gewerbe) 

•	 Überprüfen der Nachfrage und Eingrenzen 
des Interessentenkreises 

Planung 
•	 Prüfung der Notwendigkeit eines Einlei­

tungsbeschlusses für eine städtebauliche 
Sanierungs- oder Entwicklungsmaßnahme 

•	 Erarbeiten eines interdisziplinären Entwick­
lungskonzeptes (z.B. Rahmenplan mit den 
Themen Nutzung, Baustruktur, Dichte, Öko­
logie, Freiflächen, Verkehr, Verknüpfung mit 
Bestand) 

•	 Organisieren einer frühzeitigen, intensiven 
Öffentlichkeitsarbeit, z.B. mit Besichtigung 
vorbildlicher Planungen, Visualisierungen 
(Modelle, Schautafeln, Videos, 3D-Animatio­
nen) 

•	 Entwicklung kurz-, mittel- und langfristiger 
Ziele gemeinsam mit den Bürgern in Works­
hops und offenen Planungsveranstaltungen 

•	 Anregung von Pilotprojekten 
•	 Darstellung von Kosteneinsparmöglichkeiten 

gegenüber neu beplanten Flächen 
•	 Klärung von Förder- und Finanzierungsmög­

lichkeiten 
•	 Investorensuche 
•	 Vorbereitende Untersuchung einschließlich 

Maßnahmen-, Kosten- und Finanzierungs­
übersicht 

Umsetzung 
•	 Ggf. Erlass einer Veränderungssperre 
•	 Ggf. Vorbereitung von städtebaulichen Ver­

trägen zur Sicherung der Planungsziele (z.B. 
Nutzung, Übernahme von Kosten) 

•	 Aufstellung eines Bebauungsplans oder 
eines Vorhaben- und Erschließungsplans. 
Die Planung sollte eine abschnittsweise Rea­
lisierung zulassen, um Vorbilder zu etablie­
ren 
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3 HANDLUNGSFELDER 

•	 Ggf. Gründung einer Entwicklungsgesell­
schaft oder Durchführung im Rahmen eines 
öffentlich-rechtlichen Vertrages (bei größe­
ren Gebieten u.U. sinnvoll) 

•	 Sanierungssatzung oder Entwicklungssat­
zung mit Umsetzungsmaßnahmen 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Aktualisierung der Kataster 
•	 Ablauf- und Zielkontrolle durch Sammeln und 

Auswerten der aufgetretenen Probleme 
•	 Analysieren der Verkehrsströme und des 

PKW-Bestands 
•	 Aktualisierung der gemeindlichen Entwick­

lungs- oder Flächennutzungsplanung, insbe­
sondere hinsichtlich der Einwohnerent­
wicklung 

Brachfläche Langenzenn 

Daten 

Gemeinde 10.600 Einwohner 
Fläche 1,2 ha 
Nutzung Wohnen und Laden-/Büronutzung 
Wohnen 5.068 m2 Bruttogeschossfläche 

(BGF), 72 Wohneinheiten (WE) 
Gewerbe 3.350 m2 

Einsparung 1,2 ha Neubaufläche 

Beispiel Langenzenn, Mittelfranken 

Am Rand der historischen Altstadt, in un­
mittelbarer Nähe des Bahnhofs, wurden Ende der 
90er Jahre mehrere gewerbliche Nutzungen auf­
gegeben (Baustoffhandel, Tankstelle, Gebraucht­
wagenhandel). Der Standort liegt nahe am Orts­
zentrum, bietet günstige Verkehrsanbindungen 
und einen direkten Zugang zu Erholungsräumen 
im Talraum der Zenn. Problematisch ist die Lage 
zwischen Bundesstraße und Bahnstrecke. 

Die Stadt Langenzenn beschloss 1999 die Auf­
stellung eines Bebauungsplans und erließ eine 
Veränderungssperre, um Fehlentwicklungen zu 
verhindern. Im Vorentwurf wurde die Qualität inner­
städtischen Wohnens und dessen Bedeutung für 
die Stärkung des Kernbereichs hervorgehoben. 

Mit 72 Wohneinheiten (Appartements mit Balko­
nen und Dachterrassen, Maisonettewohnungen 
mit Gartenanteil) sowie Laden- und Büroflächen 
ergibt sich eine deutlich bessere Ausnutzung der 
Fläche als bei einer Überplanung mit Einfamilien­
häusern (ca. 33 EFH). 

Die geplante Neubebauung ist im Bebauungsplan­
ausschnitt auf Seite 14 blau hervorgehoben. Ruhige 
Wohnhöfe erhalten durch Laden- und Büroeinheiten 
einen Abschluss zur ehemaligen Bundesstraße. 
Durch einen nach Süden in die Höfe orientierten 
zweiten Riegel wird der Schallschutz zur nahege­
legenen Bahnlinie erreicht. Stellplätze wurden im 
Norden an der Bahnlinie angeordnet. Auf Grund 
des hohen Grundwasserstandes in der Talaue ent­
schied sich die Stadt Langenzenn gegen Tiefga­
ragenstellplätze. 

Zur Sicherung der Planungsziele erwarb die 
Gemeinde 2001 das Grundstück. 
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Lage der Brachfläche am Rande des Ortskerns Modell Wohn- und Geschäftsbebauung, Langenzenn 
(blau hinterlegt) 

Bebauungsplan Langenzenn 
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Beispiel Pfaffenhofen a.d. Ilm, 
Oberbayern 

In Pfaffenhofen a.d. Ilm befindet sich in fuß­
läufiger Nähe zur Altstadt eine Brachfläche auf 
dem Gelände einer ehemaligen Baufirma. Durch 
Reaktivierung dieser Fläche kann eine Stärkung 
der Nutzung Wohnen im Kernort bewirkt und ein 
positiver Akzent zum Flächensparen gesetzt wer­
den. 

Durch eine nach Süden ausgerichtete Wohnbe­
bauung mit Reihen- oder Kettenhäusern oder alter­
nativ in Geschossbauweise könnte hier eine attrak­
tive Wohnbebauung in zentraler Lage entstehen. 
Die Erschließung für den Verkehr ist vorhanden. 

Im Rahmen des Flächenressourcen-Managements 
wären als nächste Schritte die Entwicklung kon­
kreter Zielvorstellungen der Stadt für eine künftige 
Nutzung in Zusammenarbeit mit dem Eigentümer 
und möglichen Investoren einzuleiten. 

Durch die Reaktivierung des ca.1 ha großen Gelän­
des könnten innenstadtnah je nach Art der Bebau­
ung bis zu 42 Wohneinheiten geschaffen werden. 

Daten 

Bestand 

Luftbild: Lage im Raum 
Gemeinde ca. 22.400 Einwohner 
Fläche ca. 1 ha 
Nutzung attraktives Stadtwohnen 
Einsparung mind. 3 ha Wohngebiet auf der 

„grünen Wiese“ 

Beispiel einer Reaktivierungsmöglichkeit in der Modellkom­
mune Pfaffenhofen a. d. Ilm (Perspektive) 
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3.1.2	 Flächenrecycling bei Altlasten und 
schädlichen Bodenveränderungen 

Auf Brachflächen können 
- schädliche Bodenveränderungen 

(§ 2 Abs. 3 BBodSchG), 
-	 Verdachtsflächen, d.h. Flächen, bei denen ein 

Verdacht auf schädliche Bodenveränderungen 
besteht (§ 2 Abs. 4 BBodSchG), 

- Altlasten (§ 2 Abs. 5 BBodSchG) oder 
- altlastverdächtige Flächen, 

(§ 2 Abs. 6 BBodSchG) vorkommen1. 

Bei der Überplanung einer Fläche mit Bodenbe­
lastungen bestehen für die Gemeinde zeitliche und 
rechtliche Steuerungsmöglichkeiten (besonders 
im Hinblick auf die bauliche Nutzung), aber auch 
Risiken. Die vielen Besitz-, Kauf- und Verkaufs­
varianten machen vor Einleitung des Bauleitplan­
verfahrens die Klärung der Rechtsverhältnisse, 
insbesondere bei geplanten Nutzungsänderungen 
und der damit erforderlichen Neubewertung vor­
handener Bodenbelastungen, notwendig. 

Zeitliche Steuerungsmöglichkeit 

Liegen die zu ergreifenden Maßnahmen im 
Interesse der Gemeinde, kann die Kommune die 
Untersuchung in Rücksprache mit der Kreisver­
waltungsbehörde umgehend selbst veranlassen 
und damit wesentlich zur Beschleunigung des Vor­
gangs beitragen. Davon unberührt bleibt die Frage, 
wer die Kosten der Maßnahmen zu tragen hat. 

Rechtliche Steuerungsmöglichkeit 

Um zu vermeiden, dass Planungs- oder 
Entsorgungskosten der Gemeinde zufallen, kön­
nen über den städtebaulichen Vertrag (§ 11 
BauGB) oder im Falle eines Vorhaben- und Er­
schließungsplans über den Durchführungsvertrag 
(§ 12 BauGB) die Kosten der Untersuchung und 
Gefahrenabwehr dem künftigen Nutzer, künftigen 
Bauherrn oder dem Verursacher vertraglich zuge­
ordnet werden. Eine Sanierungsverpflichtung kann 
auch grundbuchrechtlich durch Dienstbarkeit gesi­
chert werden. Rechtsnachfolger sind dann ebenfalls 
eingebunden. 

Umgekehrt ist vielfach ein Vorhabensträger zur 
Durchführung und Finanzierung der erforderlichen 
Maßnahmen bereit, wenn die Gemeinde die belas­
teten Flächen überplant. 
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Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Heranziehen des Altlasten-Katasters nach 

Art. 3 BayBodSchG und ggf. anderer 
Informationsquellen 

•	 Ermittlung der Eigentümer 
•	 Klärung der Kostenübernahme der erforder­

lichen Maßnahmen 
•	 Abstimmung des weiteren Vorgehens mit der 

Kreisverwaltungsbehörde 
•	 Prüfung, auf welcher Basis das Bauleitplan­

verfahren eingeleitet werden kann (Bebau­
ungsplan, Vorhaben- und Erschließungs­
plan) 

Planung 
Ablauf der Planung wie bei Brachflächen. 
Zusätzlich ist zu berücksichtigen: 
•	 Erstellen einer Zeitplanung 
•	 Ggf. Einholen ergänzender Gutachten oder 

Untersuchungen 
•	 Suche nach Investoren auf der Basis der Pla­

nungsziele 

Umsetzung 
•	 Sicherstellung der Altlastensanierung paral­

lel zum Bauleitplanverfahren im Rahmen der 
städtebaulichen Verträge bzw. von Durch­
führungsverträgen 

•	 Realisierung des Bauleitplans 
•	 Ggf. Gründung einer Entwicklungsgesell­

schaft um mehrere Partner einzubinden 
•	 Bauberatung der Bauherren 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Anpassen der Daten im Grunddatenblatt und 

Kataster des kommunalen Informations­
systems 

•	 Ablauf- und Zielkontrolle durch Sammeln und 
Auswerten der aufgetretenen Probleme 

•	 Aktualisierung der gemeindlichen Entwick­
lungs- oder Flächennutzungsplanung 
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Der Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes 
bzw. Vorhaben- und Erschließungsplans sollte in 
jedem Fall erst erfolgen, wenn durch die vorge­
nannten öffentlich-rechtlichen Instrumente die 
Finanzierung der erforderlichen Maßnahmen gesi­
chert ist. 

Weitere Informationen zu diesem Thema werden 
der in der Planung befindlichen Praxisanleitung 
zur Bebaubarkeit von Altablagerungen vorbehalten. 

zu 1) 

•	 Das Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) findet auf 

schädliche Bodenveränderungen und Altlasten Anwen­

dung, soweit z.B. Vorschriften des Bauplanungs- und 

Bauordnungsrechtes Einwirkungen auf den Boden nicht 

regeln (§ 3 Abs. 1 BBodSchG). Insbesondere bei still­

gelegten Deponien oder kontaminierten Grundstücken 

ist das BBodSchG in der Regel anwendbar. Daher 

können auch Gemeinden sanierungspflichtig sein 

(§ 4 Abs. 3 BBodSchG). 

•	 Alle vorgenannten Flächen werden in das Kataster nach 

Art. 3 Abs. 1 BayBodSchG, das am Bayerischen Land­

esamt für Umweltschutz (LfU) geführt wird, aufgenom­

men. Die Kreisverwaltungsbehörden leiten, abgestuft 

nach der jeweiligen Priorität, die erforderlichen Maß­

nahmen nach Nr. 4.1.1 und 4.1.2 BayBodSchVwV ein. 

Beispiel Ilm-Insel, 

Pfaffenhofen a. d. Ilm, Oberbayern


Die Ilm-Insel in Pfaffenhoffen, umschlossen 
von der Ilm und dem im Stadtgebiet einmünden­
den Schwarzbach, ist unmittelbar am südlichen 
Rand der Pfaffenhofener Kernstadt gelegen und 
vom zentralen Hauptplatz der Stadt lediglich durch 
einen Straßenzug getrennt. 

Bereits im Rahmen der Vorbereitenden Untersu­
chungen zur Innenstadtsanierung wurde der Hand­
lungsbedarf für die Ilm-Insel aufgezeigt: Trotz der 
Standortgunst am Rande der Altstadt bestimmten 
brachgefallene oder untergenutzte Flächen das 
Bild. 

Neue Perspektiven für die Insel werden in einem 
Plangutachten aufgezeigt: Künftig sollen Grün- und 
Freiflächen die dicht bebaute Altstadt aufwerten. 
Mit der abgeschlossenen Altlastensanierung ist 
ein erster Schritt getan. 

Ein großer Teil der Ilm-Insel diente von 1904 bis 
1988 als Standort für eine Holzimprägnier-Firma. 
Im Jahre 1989 wurden auf dem Gelände Boden­
verunreinigungen festgestellt. 1998 erfolgte die 
Vorlage eines Sanierungskonzeptes, im Laufe des 
Jahres 1999 wurde das Gelände vorwiegend durch 
Austausch der kontaminierten Bodenbereiche 
saniert. 

Die Stadt erwarb das Areal im Jahre 2000 mit dem 
Ziel der Neugestaltung im Rahmen einer städte­
baulichen Sanierung. Die Stadt Pfaffenhofen hat 
zur Verbesserung des Wohnumfeldes der sehr 
dicht bebauten Altstadt entschieden, die Brachflä­
che auf der Ilm-Insel keiner Bebauung zuzuführen, 
sondern eine „Grüne Oase“ für die Altstadtbewoh­
ner zu schaffen. Die Revitalisierung einer Brach­
fläche zu einer Grün- und Erholungsfläche zeigt 
beispielhaft auf, dass Flächenressourcen-Manage­
ment auch zum Erhalt, zur Neuschaffung und öko­
logischen Aufwertung von Flächen beitragen kann. 

Ilm-Insel Pfaffenhofen in saniertem Zustand 

Kartenauszug aus Plangutachten: Entwurf zur zukünftigen 
Grünplanung im Plangutachten 
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3.2 BAULÜCKENAKTIVIERUNG 

Nahezu jede Gemeinde weist – in unter­
schiedlichem Umfang – innerhalb ihrer Siedlungs­
gebiete Baulücken auf, d.h. Grundstücke, die voll 
erschlossen sind und nach § 30 oder § 34 BauGB 
umgehend bebaubar wären. Die aktuelle Bestands­
aufnahme in den Modellkommunen des Pilotpro­
jektes „Kommunales Flächenressourcen-Manage­
ment“ in Bayern hat erhebliche Baulückenpoten­
ziale ergeben. 

Die Schließung dieser Baulücken stellt ein Nach­
verdichtungspotenzial dar, das auf Grund der 
unterschiedlichen Standortbedingungen eine dif­
ferenzierte Vorgehensweise für jeden Einzelfall 
erfordert. Es ist notwendig, frühzeitig die Mitwir­
kung der Eigentümer zu erreichen. 
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Baulücken gesamt 195 113 591 413 

in Wohn- und 169 98 521 403 
Mischgebieten 

in Gewerbe- und 26 15 70 10 
Sondergebieten 

Anzahl der 
Baulücken in 

Kategorie 

Handlungsbedarf besteht insbesondere bei Ge­
meinden, die einen hohen Anteil an Baulücken 
aufweisen. Andererseits haben die Eigentümer 
häufig ihre Gründe für die Nichtausnutzung des 
Baurechts auf ihren Grundstücken. Eine aktive 
kommunale Baulückenpolitik kann daher ein 
schwieriges und aufwändiges Unterfangen sein. 
Jedoch hat die Erfahrung gezeigt, dass über die 
Jahre ein großer Teil an Baulücken geschlossen 
und damit in den Kommunen zusätzlich erhebli­
che Mittel eingespart werden können. 

Baulücken, die in ihrem Umfeld weitere neuzuord­
nende oder nachzuverdichtende Grundstücke 
aufweisen, können durch einen Bebauungsplan 
überplant werden. 

Für den Aufbau eines Baulückenkatasters können 
unterschiedliche Typen von Baulücken berück­

18 

sichtigt werden. Baulandpotenzial im Innenbereich 
liegt auf den klassischen Baulücken, die ein Grund­
stück umfassen, kann aber auch größere Flächen 
betreffen, auf denen für eine Baureifmachung noch 
Vorleistungen erforderlich sind (z.B. Umwidmun­
gen, Bodenordnungsmaßnahmen, Bebauungspla­
nung). Geringfügig bebaute Grundstücke (Wohn­
nutzung, Althofstellen mit großzügigen Gärten) 
bilden ein Baulandpotenzial, das vor allem für Bau­
vorhaben im Familienverband interessant ist. 

Ein GIS-gestütztes Baulückenkataster erleichtert 
die Planung. Es umfasst die flurstücksgenaue 
Abgrenzung der Baulücken und einen Datensatz 
mit allen wesentlichen Informationen zu Lage, 
Eigentümer, Größe, zulässiger Nutzungsart, Bau­
recht etc. (s. Datenblatt im Anhang A). Es bildet 
die Grundlage für umfassende und variable Abfra­
gemöglichkeiten zum Bestand und zur Typisierung 
der Baulücken in der Kommune. 

Für eine automatisierte Erfassung und einheitliche 
Charakterisierung sprechen: 
- Zugriff aller Verwaltungsbereiche in der Kom­

mune, an die ebenfalls Anfragen zu Bauland 
gerichtet werden. 

- Die flächendeckende Erfassung veranschaulicht 
Umfang und Verteilung der Baulücken. 

- Nutzung von automatisierter Berichtserstellung, 
Bilanzierung und Adressenverwaltung für Eigen­
tümeranfragen. 

- Einfacher und schneller Zugriff auf Wohnbau­
landpotenziale. 

Konkrete Arbeitshilfen zur Aufstellung eines Bau­
lückenkatasters (z.B. Definitionen, Erhebungs­
methoden) befinden sich im Anhang A 5. 

Ausschnitt aus Baulückenbestandskarte Stegaurach 
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Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Erfassen der Baulücken inklusive geringfügig 

bebauter Grundstücke sowie ungenutzter 
Gebäude und Erstellen eines Baulücken­
katasters bzw. Leerstandkatasters 

•	 Parallele Erfassung aller Daten im grund­
stücksbezogenen Grunddatenblatt einschließ­
lich Dichte der Nachbarbebauung 

•	 Vergleich und Klassifizierung der verschie­
denen Baulückensituationen 

Planung 
•	 Informations- und Pressearbeit zur Sensibi­

lisierung der Bevölkerung 
•	 Entwicklung von Zielvorstellungen zu Eig­

nung, Nutzung und Struktur 
•	 Frühzeitige Kontaktaufnahme und Beratung 

von Grundstückseigentümern 
•	 Skizzenhafte Planung, um Vorzüge und Mög­

lichkeiten einer Bebauung aufzuzeigen 
•	 Einbeziehung der betroffenen Bürger in Pla­

nungen, Besichtigung gelungener Beispiele 
•	 Prüfung geeigneter städtebaulicher Umset­

zungsinstrumente 

Umsetzung 
•	 Ggf. Aufstellen eines Bebauungsplanes, der 

mehrere Baulücken überplant oder Änderung 
von alten Bebauungsplänen mit nicht mehr 
bedarfsgerechten Vorgaben, städtebauliche 
Verträge oder Regelung der Erschließung 

•	 Beratung und Information der Eigentümer/ 
Bauherren über die Planungsziele und die 
Form der Planung im Verfahren 

•	 Offensive Baulückenberatung bei Anfragen 
an Bauverwaltung und Förderung (z.B. durch 
reduzierte Stellplatzablösesätze) 

•	 Ggf. Baugebot, Rücknahme von Baurechten 
•	 Prüfung der Fördermöglichkeiten im Rahmen 

der staatlichen Wohnraumförderprogramme 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Anpassung der Baulücken- und Leerstands­

kataster sowie der bekannten Daten zur 
Haushaltsgröße und Bewohnerstruktur 

•	 Bilanzierung der erreichten Flächeneinspa­
rungen bzw. des Flächenzuwachses am Ort 

Um Eigentümer einzelner Baugrundstücke zur 
Bebauung oder zum Verkauf an Bauwillige zu 
motivieren oder aber größere, noch unbebaute 
innerörtliche Flächen einer Bebauung zuzuführen, 
gibt es verschiedene Ansätze. Es liegt im Interesse 
der Kommune, die Aktivierung von Baulücken mög­
lichst effizient zu betreuen. Dazu können die Bau­
lücken nach ihrem Aktivierungsaufwand klassifi­
ziert werden. So bedürfen z.B. Baulücken, die voll 
erschlossen sind und differenziertes Baurecht auf­
weisen, keiner weiteren Vorleistungen durch die 
Kommune. Auf größeren, innerörtlichen Flächen 
sind dagegen ggf. neben Verhandlungen mit den 
Eigentümern bodenordnerische Maßnahmen und 
die Schaffung der baurechtlichen Voraussetzun­
gen erforderlich. Allerdings können hier im Ver­
hältnis auch größere Wohnungsbaupotenziale 
bereitgestellt werden. Besondere Bedeutung 
haben auch Strategien, die auf verstärkte Infor­
mation und Kommunikation setzen (z.B. Testent­
würfe als Angebot oder Anreiz für den Eigentü­
mer), sowie flankierende Maßnahmen im kommu­
nalen Willensbildungsprozess. Einen Überblick 
über die verschiedenen Möglichkeiten, die Bebau­
ung von Baulücken zu fördern, gibt die Zusammen­
stellung von Strategien und Bausteinen im Anhang 
C 2. 
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Baulückenkategorien mit Lageplan­
ausschnitt, Beschreibung und Foto 

Klassische Baulücke 
unbebaut oder deutlich mindergenutzt (z.B. Schuppen, Garage) 

Beispiel I 
•	 klassisches Einzelgrund­

stück 
•	 kein oder geringer Aufwand 

für Erschließung / Boden­
ordnung 

Beispiel II 
•	 größere, zusammen­

hängende Fläche im 
Innenbereich 
(z.B. Siedlungsinsellage) 

•	 Fläche mit Entwicklungs­
potenzial für mehrere 
Baugrundstücke 

Geringfügig bebautes Grundstück 

Geringfügig bebaut 
(bis ca. 15 % der Fläche) 
•	 übergroßes Grundstück 
•	 unternutzt 
•	 weitere Bebauung möglich 
•	 Erschließungsaufwand 

gering bzw. möglich 
•	 evtl. Teilung oder geringe 

bodenordnerische 
Maßnahmen notwendig 
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Beispiel Baiersdorf, Mittelfranken 

Die städtebauliche Struktur von Baiersdorf 
wird geprägt durch den historischen Ortskern, den 
Stadtteil Wellerstadt und das Wohngebiet „In der 
Hut“. 

Mit der Aktivierung der vorhandenen Baulücken in 
der Ortsmitte kann ein wesentlicher Beitrag zur 
Belebung der historischen Altstadt geleistet wer­
den. Es kommt zu einem Synergieeffekt von 
Flächensparen und Stadtsanierung. 

So besteht in unmittelbarer Nähe zum Ortskern 
ein Areal über mehrere nicht oder nur geringfügig 
bebaute Grundstücke. Hier würde es Sinn machen, 
diese mit einem Gesamtkonzept zu überplanen. 
Ein Testentwurf zeigt, dass sich so in attraktiver 
zentrumsnaher Lage rund 50 Wohneinheiten 
schaffen ließen. Durch einen neu zu schaffenden 
Verbindungsweg könnte sich die Wegverbindung 
zum Zentrum nochmals verkürzen. Eine konkrete 
Planung für eines der Grundstücke liegt der Stadt 
bereits vor. 

Daten 

Gemeinde ca. 6700 Einwohner 
Fläche ca. 1,2 ha 
Nutzung attraktives Stadtwohnen 
Neu ca. 50 Wohneinheiten 
Einsparung Wohngebiet auf der „grünen Wiese“ 

Luftbild mit Leitbildaussagen 

Flächennutzungsplan Entwurfsskizze „Am Anger“ - Überplanung benachbarter 
Baulücken (1,2 ha/ca.50 WE). 
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3.3	 NACHVERDICHTUNG 

3.3.1	 Städtisch geprägte Siedlungsgebiete 
geringer Dichte 

Zahlreiche Siedlungen – insbesondere der 
50er und der 60er Jahre, aber auch aufgegebene 
Militärstandorte – weisen relativ offene Baustruktu­
ren mit geringer Dichte auf. Durch behutsame Nach­
verdichtung im Rahmen einer Bauleitplanung kann 
Wohnraum ohne zusätzliche Flächeninanspruch­
nahme im Außenbereich geschaffen werden. 

Die Nachverdichtung von Baugebieten geringer 
Dichte kann in Einzelfällen einen wesentlichen Bei­
trag zur Minimierung des Flächenverbrauchs für 
neue Wohngebiete leisten. 

Aus heutiger Sicht ist vielfach auch die Geschoss­
höhe zu hinterfragen. Durch den Verzicht auf Hoch­
parterre und steil geneigte Dächer kann bei glei­
cher Traufhöhe ein Geschoss gewonnen werden. 

Auch unter dem viel diskutierten Schlagwort „Mehr­
generationen-Wohnen“ gewinnt die Nachverdich­
tung an Bedeutung. Bei begrenztem baulichem 
Aufwand können sich Kinder mit ihren Eltern ein 
Haus oder ein Grundstück teilen oder durch den 
Ausbau von Einliegerwohnungen Flächen für 
alleinstehende Elternteile oder selbständig wer­
dende Kinder bereitstellen. Eine ausgewogenere 
Auslastung der Infrastruktureinrichtungen und eine 
bessere Altersstruktur innerhalb eines Baugebietes 
können hierdurch erreicht werden. 

In der praktischen Umsetzung kommt es vor allem 
darauf an, im Rahmen einer intensiven Beratung 
der Grundstückseigentümer für die Vorzüge der 
Nachverdichtung zu werben. Die Bereitschaft der 
Anwohner, derartige Konzepte mitzutragen, kann 
dadurch erhöht werden, dass die Nachverdichtung 
mit einer Wohnumfeldverbesserung einhergeht. 
So können z.B. bauliche Schallschutzmaßnahmen, 
Balkone, neue Parkmöglichkeiten oder eine attrak­
tive Freiraumgestaltung Maßnahmen sein, die 
wesentlich zur Verbesserung der Wohnqualität bei­
tragen. Bei der staatlichen Wohnraumförderung 
ist dem Bauen im Bestand ein Fördervorrang ein­
geräumt. 

Rechts werden beispielhaft Möglichkeiten der 
Nachverdichtung bestehender Einfamilien- oder 
Doppelhäuser aufgezeigt: 

Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Überprüfung des tatsächlichen Verdichtungs­

grades innerhalb des Baugebiets 
- Dichte gemäß Bebauungsplan 
- zusätzliche Anbauten 
- erteilte Befreiungen vom Bebauungsplan 
- Ermittlung des Versiegelungsgrades 

•	 Abfrage der Bewohner-/ Eigentümerwünsche 
für eine Überplanung 

Planung 
•	 Überprüfung des Bestands und Auswahl der 

geeigneten Nachverdichtungsform 
•	 Erarbeitung typenbezogener Studien und 

deren Darstellung in Bürgerversammlungen 

Umsetzung 
•	 Änderung des bestehenden Bebauungs­

plans im Sinne der Planungsziele 
•	 Aufstellung eines Bebauungsplans bei Bau­

bestand nach § 34 BauGB 
•	 Bauberatung zur Umsetzung der Planungs­

ziele 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Überprüfung, ob und in welchem Zeitraum 

von der Nachverdichtungsmöglichkeit Ge­
brauch gemacht wurde 

•	 Ggf. Start neuer Initiativen 

A) Einführen einer Bebauung in 
zweiter Reihe bei sehr tiefen 
Grundstücken 

B)	 bei Grundstücken mit Garagen 
an der Straße Überbauung der 
Garagen als Beihaus 

C)	 seitliches Anfügen einer oder 
mehrerer Achsen, profilgleich oder 
eingeschossig in Winkelform 

D)	 Aufstockung zu 2 Vollgeschossen. 
Damit einhergehen kann die 
Festsetzung von Gründächern 
bei geringer Dachneigung 

E)	 Anbauten als Puffer in nutzbarer 
Tiefe 

F)	 Änderung des Grundstücks 
zuschnitts (z.B. Teilen des Grund 
stücks um zwei Doppelhaus­
hälften unterzubringen) 
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Beispiel Ingolstadt, Oberbayern 
Nachverdichtung von Wohnsiedlungen 

1993 wurden für das Gebiet zwischen der 
Regensburger- und der Gerhard-Hauptmann-
Strasse städtebauliche und bauliche Struktur­
untersuchungen angestellt. In den fünf westlichen, 
dreigeschossigen Zeilen waren bereits 1982 
Heizung und Bäder erneuert worden. 

Hier sah der Besitzer, die gemeinnützige Woh­
nungsbaugesellschaft Ingolstadt (GWG), keinen 
unmittelbaren Handlungsbedarf. Im östlichen 
Bereich ergab die Untersuchung ein Nachverdich­
tungspotenzial sowohl auf der Hoffläche, als auch 
in der Höhe (teilweise nur zwei Geschosse). 

Realisiert wurde bisher die Nachverdichtung im 
süd-östlichen Bereich (Tiefgarage im Hof und drei 
neue, Ost-West orientierte Zeilen (B, C, D) anstelle 
eines die Gerhart-Hauptmann-Straße begrenzen­
den Altbaus) sowie zwei viergeschossige Neubau­
ten (A, E) in der Quartiersmitte, die dreigeschos­
sige, noch nicht sanierte Gebäude ersetzten. Ent­
lang der Regensburger Straße wurde zwischen 
Neubauten und dem Bestand eine zweigeschos­
sige Schallschutzbebauung eingefügt. 

Insgesamt sind in den Jahren 1996 bis 1999 
7,7 Mio. e an Wohnraumförderungsmitteln in das 
Quartier geflossen. 

Daten 

Gemeinde ca. 115.000 Einwohner 
Fläche ca. 1,98 ha 
Bestand 207 WE mit 11.013 m2 Wohnfläche 
Neu 233 WE mit 14.742 m2 Wohnfläche 
Realisierung 1995 – 2001 
Einsparung 3.729 m2 Wohnfläche, 26 neue WE, 

Wohnumfeldverbesserung und 
Schallschutz 

Bestand 

Nachverdichtung 

Kopfbauten der Neubauten B, C und D im bisher ungenutz­
ten Hofbereich 
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Gerhart-Hauptmann-Strasse von Osten: Nachverdichtung Schallschutzbebauung entlang der Regensburger Strasse 
durch Neubauten 

Gerhart-Hauptmann-Strasse von Westen: Nachverdichtung 
durch Ersatzbau mit einem zusätzlichen Stockwerk 
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Beispiel Unterhaching, Oberbayern 
Nachverdichtung in Baugebieten 
geringer Dichte 

Die Gemeinde Unterhaching liegt als Sied­
lungsschwerpunkt im Südosten des Verdichtungs­
raums München. 1955 wurde die Bayersiedlung 
für Angehörige der Fa. Bayer erbaut. 

Die durchgängig zweigeschossigen Doppelhäuser 
boten in vier unterschiedlichen Haustypen Woh­
nungsgrößen zwischen 70 und 90 m2 an. 

Ziel der Planung war es, den Wünschen vieler 
Eigentümer nach Erweiterung gerecht zu werden, 
ohne den einheitlichen Charakter der Siedlung zu 
zerstören. 

Die Studie sah Erweiterungsmöglichkeiten vor, die 
den unterschiedlichen Orientierungen und Haus­
typen entsprachen. Nach einer umfassenden 
Befragung und Beteiligung der Eigentümer wurde 
ein Baukastensystem entwickelt, das die verschie­
denen Möglichkeiten zusammenfasste. 

Die erdgeschossige, grenzständige Erweiterung 
samt Einbeziehung der Garage in ein „Hofkon­
zept“, die Profilverlängerung, der zweigeschos­
sige Anbau zwischen den Doppelhäusern oder die 
eingeschossige Wohnraumerweiterung auf der 
Südseite stellen sorgfältig aufeinander abge­
stimmte Elemente dar. 

Daten 

Bebauungsplanung, Unterhaching 
(mögliche Nachverdichtung in hellrot) 

Unterhaching, Bestand 

Gemeinde ca. 19.700 Einwohner 
Fläche ca. 11,5 ha 
Bestand GRZ 0,12; GFZ 0,33 
Neu GRZ 0,26; GFZ 0,54 
Einsparung ca. 18.590 m2 Bruttogeschoss 

fläche (BGF) 
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3.3.2	 Ländlich geprägte Gemeinden geringer 
Dichte 

Der Umstrukturierungsprozess in der Land­
wirtschaft schlägt sich auch räumlich in den länd­
lich geprägten Dorf- und Ortskernen nieder. Der 
Wandel führt häufig zuerst zum Leerstand land­
wirtschaftlicher Nutzgebäude, die anschließend 
keiner neuen Nutzung zugeführt werden oder, bei 
ausreichendem Baudruck, Renditeobjekten wei­
chen müssen. 

Hier bestehen erhebliche Umnutzungs- und Nach­
verdichtungspotenziale, die sowohl für Wohnen 
als auch für Gewerbe und Dienstleistungen genutzt 
werden können. Für die Gemeinde ist es deshalb 
sinnvoll, sich einen Überblick über diese Poten­
ziale zu verschaffen. Für den Aufbau eines Althof­
stellenkatasters werden alle ehemals landwirt­
schaftlich genutzten Hofstellen erfasst. Dazu zäh­
len auch Hofstellen, die noch eine Restnutzung, 
z.B. im Wohnhaus, aufweisen. Die Erfassung wei­
terer Daten kann sich an der Vorgehensweise bei 
der Baulücken- bzw. Brachflächenerhebung orien­
tieren (siehe Anhang A ). 

Bei ländlichen Gemeinden mit erheblichen Flä­
chenpotenzialen und gleichzeitig geringer Sied­
lungsdichte geht es auch um die Steuerung und 
Begrenzung der Nachverdichtung. Bei Bebauung 
mit marktüblichen, besonders nachgefragten 
Gebäudetypen und bei Umnutzung durch Bau­
träger besteht die Gefahr, dass die ortstypische 
Siedlungsstruktur und Gebäudetypologien nach­
teilig verändert werden. 

Ziel sollte es sein, die vorhandenen Strukturen 
unter Wahrung des Charakters des Ortsbilds 
umzunutzen und behutsam zu ergänzen. 

In diesen Fällen hat sich die Erstellung eines inner­
örtlichen Bebauungsplans bewährt. 

Wohnumfeldverbesserungen im Zusammenhang 
mit Modernisierungen können auch im Bayerischen 
Wohnungsbauprogramm oder im Bayerischen 
Modernisierungsprogramm gefördert werden. 

Sowohl im Rahmen der städtebaulichen Sanie­
rung als auch in der Dorferneuerung bestehen 
grundsätzliche finanzielle Fördermöglichkeiten zur 
Verringerung des Flächenverbrauchs in ländlich 
geprägten Gemeinden, insbesondere für die Mobi­
lisierung von Gebäudereserven. Gefördert werden 
können bauliche Maßnahmen für gemeindliche 
oder gemeinschaftliche Zwecke unter Berücksich­
tigung ortsbildprägender Gesichtspunkte, sowie 

Um-, An- und Ausbauten im Wohnbereich länd­
lich/dörflicher Bausubstanz. Die dorfgerechte 
Umnutzung und Revitalisierung von Gebäuden 
trägt zur Vermeidung der Inanspruchnahme neuer 
Siedlungsflächen bei. 

Luftbild Jengen 

Flächennutzungsplan Jengen 

26




3 HANDLUNGSFELDER 

Beispiel Jengen, Ostallgäu 

Die Gemeinde Jengen hat durch die Auf­
stellung von Bebauungsplänen für die Ortskerne 
der einzelnen Ortsteile sowohl die Bewahrung des 
Ortsbilds gesichert, als auch auf die Umstruk­
turierung in der Landwirtschaft mit der Festlegung 
zulässiger Wohneinheiten u.a. auf Althofstellen 
planerisch reagiert. 

Durch eine parzellenscharfe, auf die Ortsstruktur 
und Grundstücksgröße abgestimmte Festsetzung 
von zulässigen Wohneinheiten wird die Innenent­
wicklung von Jengen gezielt gesteuert. 

Die dem dörflichen Straßenraum zugewandten und 
diesen prägenden Siedlungsbereiche sind einer 
höheren Nutzungsdichte zugeführt. Die rückwärti­
gen, teilweise einen zusammenhängenden Grün­
bereich bildenden Restgrundstücke, sollen eine 
geringere Nutzungs-/Wohndichte beibehalten. 

Unter Erhaltung der ortsüblichen Gebäudestruk­
turen wurden Umnutzungen der ehemaligen Stall­
und Scheunenbereiche von Althofstellen zum rei­
nen Wohngebäude realisiert. Auch der teilweise 
als Stellplatz genutzte Hofbereich hat im Beispiel 
rechts durch den Verzicht auf Versiegelung und 
Umstrukturierung seinen Charakter eines traditio­
nellen landwirtschaftlichen „Obstgartens“ erhalten 
können. 

Umgenutzte Hofstelle für Wohnen in Jengen 

Ausschnitt aus einem Innerortsbebauungsplan in Jengen 
mit dargestellten Althofstellen 

Umnutzung einer Hofstelle zu mehreren Wohneinheiten -
Seitenansicht der ehemaligen Hofstelle mit vier Wohnein­
heiten 
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Beispiel Tussenhausen, Schwaben 

Die Gemeinde Tussenhausen ist landwirt­
schaftlich geprägt. Der Gemeinderat beschloss im 
Jahr 1997 einen innerörtlichen Bebauungsplan 
aufzustellen, um frühzeitig auf den sich abzeich­
nenden Strukturwandel einzugehen. Die Umnutzung 
der Höfe soll sich unter Bewahrung der gewach­
senen, ortsbildprägenden Baukörperstrukturen 
vollziehen. 

In einer Leitbildstudie des Landkreises Unterallgäu 
wurde 1999 das enorme Umnutzungspotenzial der 
landwirtschaftlich strukturierten Gemeinden auf­
gezeigt, was den Landkreis damals bewog, die 
Erstellung von innerörtlichen Bebauungsplänen zu 
unterstützen. 

Die Festsetzung der bestehenden Baukörper 
durch Baulinien und Baugrenzen sowie der Anzahl 
der zulässigen Wohneinheiten führt zu einer hohen 
Nachverdichtung innerhalb des Bestands. Die Aus­
nutzung der Fläche wäre bei Abriss und Überpla­
nung durch freistehende Einfamilienhäuser deut­
lich geringer. 

Der Bebauungsplan in Tussenhausen umfasst die 
prägenden, giebelständigen Gebäude des nörd­
lichen Ortskerns und deren Hinterliegerbebauung. 
Neben den Überlegungen zur Umnutzung der 
Gebäude ist es Ziel der Planung, die Trennung 
zwischen historischem Ort und Neubauquartieren 
der 60er bis 90er Jahre durch einen Grünbereich 
zu erhalten. 

Daten 

Gemeinde ca. 2.900 Einwohner 
Fläche 4.179 ha 
Bestand 18 WE 
Neu 58 WE in den bestehenden Strukturen 

Innerörtlicher Bebauungsplan Tussenhausen: 
Durch Umnutzung des Bestands und Nachverdichtung 
durch 3 Neubauten in den rückwärtigen Hofbereichen 
ergeben sich insgesamt 58 neue Wohneinheiten. 
Die traditionelle Dorfstruktur wird erhalten. 

Eine Überplanung des Gebiets mit Einfamilienhäusern 
würde nur insgesamt 44 Wohneinheiten ergeben. 
Die traditionelle Dorfstruktur würde zerstört. 

Tussenhausen, Bestand 
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3.3.3 Gewerbegebiete 

Erhebliche Einsparpotenziale ergeben sich 
auch durch eine angemessene Nachverdichtung 
von Gewerbegebieten, im Idealfall in gemeinsamer 
Planung mit den betroffenen Betrieben. In zahl­
reichen Fällen könnten dadurch Betriebsverlage­
rungen überflüssig gemacht werden 

Beispiel Oberschleißheim, Oberbayern 
Nachverdichtung von Gewerbegebieten 

Eine Großforschungseinrichtung mit ca. 
3.000 Mitarbeitern plante Ende der 80er Jahre zur 
Sicherung der künftigen Entwicklung eine Er­
weiterungsfläche, die eine Verdoppelung des bis­
her genutzten Areals bedeutet hätte. Gegen diese 
Erweiterung bestanden erhebliche Bedenken der 
unteren Naturschutzbehörde und der Raumpla­
nung (Frischluftschneise). 

Der Großteil der Entwicklungsfläche weist nach 
einer von der Genehmigungsbehörde geforderten 
Untersuchung eine Vielzahl an Rote-Liste-Arten 
und Biotopen auf. 

Durch die Verdeutlichung am Modell (Bestand 
weiß, Neubau schwarz; siehe Abbildung auf S. 30) 
und dem damit verbundenen rechnerischen Nach­
weis konnte der Bauherr davon überzeugt werden, 
dass sich bei verdichteter Bauweise und Nachver­
dichtung im Bestand die Nutzfläche verdreifachen 
würde, bei gleichzeitiger Beschränkung der Neu­
bauflächen auf einen Minimalbereich mit geringem 
Anteil schützenswerter Arten. 

Das Baurecht wurde für die reduzierte Planung 
innerhalb von eineinhalb Jahren hergestellt. 

Lage im Raum 

Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Erfassen der Nachverdichtungspotenziale 

auf der Basis des kommunalen Informations­
systems 

•	 Nachverdichtungspotenziale in bestehenden 
Gebieten überprüfen 

•	 Gemeindeübergreifende Ermittlung des 
Gewerbeflächenbedarfs 

•	 Einholen von Immissionsgutachten 
•	 Klärung von Fördermöglichkeiten, 

z.B. Wirtschaftsförderung 
•	 Klärung weiterer Randbedingungen: 

- Verfügbarkeit der Flächen 
- Erschließungsbedingungen 
- Altlasten 

•	 Entwickeln eines Zeitrahmens 
•	 Abklären der Wünsche der Betriebsinhaber 

Planung 
•	 Erarbeiten eines Entwicklungskonzeptes 
•	 Klärung möglicher neuer Nutzungen, Ergän­

zung der Baustruktur, Vergleich alte und 
neue Dichte, Ökologie, Freiflächen, Park­
plätze, Immissionsschutz, Verknüpfung mit 
dem Bestand 

•	 Entwickeln bzw. Nachvollziehen der Pla­
nungsziele gemeinsam mit Bürgern und 
Betriebsinhabern, z.B. in Workshops auf der 
Basis des Rahmenplans und im Nachgang 
zu Besichtigungen 

•	 Darstellen von Immissionsverbesserungen 

Umsetzung 
•	 Aufstellen oder Ändern des Bebauungsplans 

oder Aufstellen eines Vorhaben- und Er­
schließungsplans 

•	 Enge Abstimmung mit Baugesellschaft, um 
Umsetzung der Planungsziele sicherzustellen 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Einspeisung der Ergebnisse in die Bera­

tungsgespräche und die Öffentlichkeitsarbeit 
•	 Anpassung der Kataster 
•	 Ermittlung der tatsächlichen Flächeneinsparun­

gen 
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Oberschleißheim: Schwarz-weiß-Modell 

Oberschleißheim: Bebauungsplan Forschungsgebiet 
(geplante Nachverdichtung in blau) 

Daten 

Gemeinde ca. 12.500 Einwohner 
Fläche Bestand 46,5 ha 
Planung alt 78,7 ha 
Planung neu 53,7 ha incl. 10 ha Freiflächen 
Nutzung Sondergebiet Forschung 
Bestand 99.097 m2 BGF (Bruttogeschossfläche) 
Neu max. 347.934 m2 BGF, bei Wandhöhen 

zwischen 13 und 17 m und Parken in 
Tiefgaragen 

Einsparung Reduzierung des Flächenbedarfs gegen­
über ursprünglicher Planung: ca. 25 ha 
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3.4	 FLÄCHENSPARENDES BAUEN 
UND BEGRENZUNG DER 
VERSIEGELUNG 

3.4.1	 Wohnbebauung 

Flächensparendes Bauen und Begrenzung 
der Versiegelung steht bereits seit vielen Jahren 
im Mittelpunkt zahlreicher Veranstaltungen, Publi­
kationen und Fördermaßnahmen der Obersten 
Baubehörde im Bayerischen Staatsministerium 
des Innern. Neben der vorrangigen Entwicklung 
innerörtlicher Baulandpotentiale verpflichtet das 
neue LEP die Gemeinden deshalb auch generell 
zu flächensparenden Bauweisen. Trotzdem wird 
verdichtete Wohnbebauung in Bayern meist nur in 
den Ballungsräumen und Stadtkernen angenommen 
und auch dort nur aufgrund der hohen Baulandprei­
se oder in Sondersituationen (z.B. kann der notwen­
dige Schallschutz durch die Lage eines Baugebie­
tes an einer überörtlichen Erschließungsstraße zur 
Akzeptanz einer baulichen Verdichtung führen). 

Um Angebote zu machen, die von der Bevölke­
rung angenommen werden, ist es notwendig, kos­
tengünstige Bauformen mit hoher Wohnqualität zu 
entwickeln und stärker als bisher für diese Wohn­
formen zu werben. 

Beispiele für Planungsansätze: 
- Grenzständige Bebauung oder einseitige Unter­

schreitung der Mindestabstandsflächen (Berück­
sichtigung von Brandschutz und Verschattung) 

- Abkehr von flächenintensiven Haustypen wie 
eingeschossiger Bauweise und Dachausbau 
(E+D); statt dessen mindestens zweigeschossige 
Häuser, ggf. mit Möglichkeit der Dachbegrünung 

- Zusammenfassung notwendiger Verkehrsflä­
chen und Gestaltung zu attraktiven Flächen mit 
höherer Versickerungsleistung 

- Reduzierung bzw. Vermeidung des Stauraums 
vor Garagen besonders in verkehrsberuhigten 
Bereichen; straßennahe Lage der Garagen 

- Minimierung der Erschließungsflächen durch 
Konzentration der Stellplätze oder durch Bau 
von Tiefgaragen 

- Im Bebauungsplan: Festsetzung eines Höchst­
maßes für Wohnbaugrundstücke (Versiege­
lungsgrad und Flächenersparnis) gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 3 BauGB 

Die Minimierung der Inanspruchnahme von 
Flächen reduziert gleichzeitig den zu leistenden 
Ausgleich (nachzuschlagen in der Broschüre 
„Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft – 
Leitfaden zur Eingriffsregelung in der Bauleitpla­
nung“). 
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Es liegt allerdings nahe, dass flächensparendes, 
verdichtetes Bauen in vielen Fällen mit der Not­
wendigkeit eines Ausgleichs an anderer Stelle 
einhergehen wird, um teure Erschließung und 
Infrastruktureinrichtungen intensiv zu nutzen. Hier 
kann sich die Bevorratung von Ausgleichsflächen 
im Rahmen des Ökokontos als hilfreich erweisen. 

Weitere Vorschläge zum flächensparenden Bauen 
und Begrenzung der Versiegelung: 
- Prüfen einer Abweichung von Abstandflächen im 

städtebaulichen Kontext 
- Integration von Garagen in das Hauptgebäude 
- Giebelstellung von Gebäuden zur Erschlie­

ßungsstraße (schlanke Grundstücke) 
- Keine Ausweisung von reinen Einfamilienhaus­

gebieten, Mischung auch aus Doppelhaushälf­
ten, Reihenhäusern und Kettenhäusern anbieten 

- Entwickeln neuer Strukturen, die sich an histori­
schen Beispielen orientieren (z.B. Grenzbebau­
ung) 

- Festsetzung einer praxisnahen Geschossflä­
chenzahl (GFZ) anhand eines Testentwurfes 

- Sorgfältige Abstimmung der Siedlungsentwick­
lung mit ÖPNV-Netzen und angemessene 
Verdichtung im Einzugsgebiet von ÖPNV-Halte­
stellen 

- Festsetzung von wasserdurchlässigen Belägen 
in Bebauungsplänen und Satzungen (z.B. Stell­
platzsatzung) 

- Vorbildfunktion für die Begrenzung der Versie­
gelung durch die Kommune bei der Gestaltung 
öffentlicher Plätze 

- Einführung kommunaler Förderkonzepte (siehe 
Anhang D 4.2) zur Begrenzung der Versiege­
lung und Beratung durch die Kommune. 

Autofreies Wohnen in Bamberg: Konzentration der Stellplät­
ze am südlichen Quartiersrand 

Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Ermittlung des Flächenbedarfs 
•	 Klärung weiterer Randbedingungen: 

- Planungsrechtliche Situation 
- Verfügbarkeit der Flächen 
- Erschließungsbedingungen 

•	 Prüfung der möglichen Baudichte im städte­
baulichen Zusammenhang 

Planung 
•	 Nach Möglichkeit Auslobung eines Wettbe­

werbs 
•	 Entwicklung und Prüfung verschiedener Vari­

anten für eine angemessene Bebauungs­
dichte 

•	 Entwicklung eines Konzeptes zur Bereitstel­
lung der notwendigen Flächen fürAusgleichs­
maßnahmen unter Zuhilfenahme der Katas­
ter bzw. des Ökokontos 

•	 Organisieren einer frühzeitigen, intensiven 
Öffentlichkeitsarbeit, ggf. auch über die 
Arbeitskreise der Agenda 21 

•	 Einstellen der mit den Bürgern und Investo­
ren erarbeiteten Ziele in das Bebauungs­
planverfahren 

•	 Prüfung der notwendigen Festsetzungen zur 
Sicherung der Planungsziele 

•	 Prüfung der Anwendbarkeit städtebaulicher 
Verträge, eines Vorhaben- und Erschlie­
ßungsplans oder städtebaulicher Entwick­
lungsmaßnahmen 

•	 Ermittlung von Kosteneinsparmöglichkeiten 
gegenüber herkömmlichen städtebaulichen 
Planungen 

•	 Klärung von Förder- und Finanzierungsmög­
lichkeiten für den einzelnen Bauwerber 

Umsetzung 
•	 Realisierung des Bebauungsplans mit inte­

griertem Grünordnungsplan 
•	 Frühzeitige Informationsveranstaltungen für 

Bauwerber, um die Planungsziele auf die 
Bauherrenebene zu übertragen 

•	 Angebot einer Einzelberatung 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Laufender Soll - Ist - Vergleich 
•	 Einspeisung der Ergebnisse in die Bera­

tungsgespräche und die Öffentlichkeitsarbeit 
•	 Anpassung der Kataster 
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Beispiel Wettstetten, Oberbayern 

Ein von der Obersten Baubehörde geför­
derter städtebaulicher Realisierungswettbewerb 
in Wettstetten (Einzugsbereich Ingolstadt) sollte 
mit einem Strukturkonzept die Wohnbauentwick­
lung der nächsten 20 Jahre klären und in einer 
ersten Realisierungsstufe ein Bebauungsplan­
konzept über 6 ha für ca. 130 Wohneinheiten 
entwickeln. 

Von Beginn an wurde die Forderung erhoben, ca. 
90–100 freistehende Einfamilienhäuser (Grund­
stücksgröße differenziert in große mit ca. 500 m2 

und kleine mit ca. 420 m2) oder Doppelhäuser 
(Grundstücksgröße 250–300 m2), 30–40 Reihen­
häuser und 10–15 WE als Geschosswohnungs­
bau vorzusehen. Diese Gliederung orientierte sich 
an der konkreten Nachfrage in Wettstetten. 

Im Konzept wurde darauf geachtet, die gewünsch­
ten Typen jeweils um Quartiersmitten (ein Platz 
mit Erschließungsfunktion) zu gruppieren. Große 
Teile der Platzflächen wurden mit versickerungs­
fähigen Oberflächen vorgesehen. Fahrbahnbreiten 
wurden minimiert, in den verkehrsberuhigten 
Bereichen verzichtete man auf Gehwege und Stau­
räume vor Garagen. Freibereiche vor den Häu­
sern sind als nicht eingefriedete Bereiche mit 
Schotterrasen vorgesehen. 

Die nahezu grenzständige Bebauung sowie die 
Ausbildung schmaler (7-8 m), zweigeschossiger 
Gebäude bringen gut nutzbare, nicht einsehbare 
private Freiflächen trotz der für freistehende Ein­
familienhäuser geringen Grundstücksgröße. 

Daten 

Gemeinde ca. 4.630 Einwohner 
Fläche ca. 6 ha 
Nutzung Wohnen mit Versorgungseinrichtungen 
Wohnen 44.307 m2 Fläche: 74 %; Erschließung: 26 % 

24.109 m2 BGF, 119 WE 
+ 36 mögl. Einlieger 

Läden	 2.018 m2 

Einsparung	 50 % der Fläche pro Wohneinheit 
gegenüber Grundstücken von 
650 m2 bei 35 % Erschließungs­
flächenanteil 

Wettstetten, Bauberatung 

Wettstetten, Modell des Baugebiets 
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Wettstetten Bebauungsplan „Am Feuergalgen“ (Privatgärten 
weiß dargestellt, öffentliche Grünflächen dunkelgrün) 

3.4.2 Gewerbegebiete 

Das Gewerbesteueraufkommen steht nach 
geltendem Recht den Gemeinden zu. Viele 
Gemeinden versuchen deshalb mit der Auswei­
sung von Gewerbegebieten und damit verbunden 
mit der Ansiedlung von Gewerbebetrieben ihre 
Finanzausstattung zu verbessern und zusätzliche 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Dabei stehen sie häufig in harter Konkurrenz zu 
Nachbargemeinden, anderen Regionen oder gar 
Standorten in anderen Ländern. 

Um in diesem Konkurrenzkampf bestehen zu kön­
nen, werden Flächen für Gewerbebetriebe häufig 
zu möglichst günstigen Konditionen bereitgestellt, 
d.h. zu niedrigen Grundstückspreisen und mög­
lichst ohne einschränkende Bindungen für die 
Bebauung. 

Die Folge dieser Ansiedlungspolitik sind teilweise 
schlecht ausgenutzte Gewerbegebiete mit zahlrei­
chen unattraktiven Reserveflächen, die – weil sich 
die Investitionen der Gemeinden nicht refinanzie­
ren – über viele Jahre die kommunalen Finanzen 
belasten. 

Ein Ausweg kann die gemeindeübergreifende 
Zusammenarbeit bei der Ausweisung von Gewer­
begebieten sein. Damit könnten – bei insgesamt 
wesentlich geringerem Flächenverbrauch – in vie­
len Fällen großzügige, attraktive Gewerbeflächen 
angeboten und gemeinsam vermarktet werden 
(siehe Broschüre „Gewerbeflächenmanagement 
in interkommunaler Zusammenarbeit“, Oberste 
Baubehörde, 2002). 

Vor der Entwicklung neuer Gewerbeflächen ist in 
jedem Fall eine sorgfältige Bedarfsanalyse, vor­
zugsweise in Abstimmung mit den Nachbar­
gemeinden, zu erstellen. Bei der planerischen 
Umsetzung sind dann alle Möglichkeiten einer 
mehrgeschossigen Bebauung auszuschöpfen. 
Das gilt insbesondere für Büroflächen und Sozial­
räume, aber auch für Lagerflächen und – bei ent­
sprechenden Branchen – für die Unterbringung 
von Stellplätzen (z.B. durch konsequente Rea­
lisierung von Parkdecks oder Tiefgaragen). In 
angemessenem Umfang sollten auch Erweiter­
ungsmöglichkeiten der Betriebe bei der Planung 
berücksichtigt werden. 
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Beispiel Gewerbegebiet Dachau, 
Oberbayern 

Das Gewerbegebiet „Am Kräutergarten 
Nord“ liegt am östlichen Stadtrand von Dachau. 
Es bildet den nördlichen Abschluss eines beste­
henden Gewerbegebiets. Mit der Nähe zu den 
Autobahnen nach Deggendorf, Nürnberg und Salz­
burg und damit zum Flughafen München ergibt 
sich eine sehr verkehrsgünstige Lage. 

Der Stadtentwicklungsplan der Stadt Dachau for­
muliert bei der Ausweisung von Gewerbegebieten 
als vorrangiges Ziel, qualifizierte Arbeitsplätze zu 
schaffen, um eine möglichst hohe Arbeitsplatz­
dichte zu erzielen. 

Die Stadt Dachau realisierte in einem ersten Pla­
nungsschritt auf dem Gelände „Am Kräutergarten 
Nord“ eine in diesem Sinn modellhafte Gewerbe­
bebauung. 

Zwei- bis dreigeschossige Betriebe lagern sich an 
einer bestehenden Allee als grünes Rückgrat an. 
Die strikte Zonierung der Bau-, Verkehrs- und Par­
kierungsflächen bringt einen hohen Grad an Ord­
nung in das sonst heterogene Erscheinungsbild 
eines Gewerbegebietes. Dabei handelt es sich 
durchaus nicht um reine Verwaltungsgebäude, 
sondern um produzierendes Gewerbe mit Verwal­
tungs- oder Büroeinheiten in den oberen Etagen. 

Daten 

Bebauungsplan „Am Kräutergarten Nord“ 

Zwei- bis dreigeschossige Gebäude 
Gewerbegebiet „Am Kräutergarten Nord“ 

Gemeinde ca. 38.400 Einwohner 
Fläche ca. 8 ha 
Nutzung Gewerbegebiet 
Einsparung mindestens 50 % der Fläche durch 

die Nutzung des 2. und 3. Geschosses 

Lageplan des Baugebiets 
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3.5 ENTSIEGELUNG IM BESTAND 

Hohe Versiegelung in Verbindung mit Ent­
wässerungsanlagen im Mischsystem begünstigen 
die schnelle Ableitung des Niederschlagswassers 
in die Vorfluter. In der Folge sind die Kommunen 
gezwungen, Kanalisation und Kläranlage der stän­
dig zunehmenden Belastung anzupassen. Hinzu 
kommt, dass ein hoher Versiegelungsgrad insbe­
sondere bei kräftigen, lokalen Gewitterschauern 
zu plötzlich auftretenden Hochwässern auch in sol­
chen Kommunen führen kann, die nicht im her­
kömmlichen Überschwemmungsbereich von Flüs­
sen oder Bächen liegen. 

Durchschnittlich 40 - 50 % der Siedlungs- und Ver­
kehrsflächen sind versiegelt. Nach Schätzungen 
der früheren Bundesforschungsanstalt für Landes­
kunde und Raumplanung (BfLR) könnten theo­
retisch 10 % der versiegelten Flächen entsiegelt 
werden. Das tatsächliche Entsiegelungspotenzial 
wird auf Grund rechtlicher, nutzungsbedingter oder 
finanzieller Restriktionen auf 4 % geschätzt. 

Damit können Entsiegelungsmaßnahmen zwar nur 
einen kleinen, im Einzelfall jedoch durchaus wichti­
gen Beitrag zur Reduzierung des Flächenver­
brauchs und zugleich zur Verbesserung des Was­
serhaushalts leisten. Zudem können sie als Aus­
gleichsmaßnahme im Rahmen der Eingriffsrege­
lung in der Bauleitplanung angerechnet oder in ein 
Ökokonto eingebracht werden. Dadurch werden 
sie auch finanziell für Gemeinden und private 
Besitzer von großflächig versiegelten Flächen 
interessant. 

Im Rahmen der Ortskernsanierung entsiegelter Platz mit 
wassergebundener Decke in Grafenrheinfeld 

Vorgehensweise 

Analyse 
•	 Vorauswahl und Erfassen der großflächigen 

Entsiegelungspotenziale durch Luftbildaus­
wertung und Ortsbegehungen (Definition 
weiterer Kriterien in Anhang D) z.B. Flächen 
über 2.000 m – Differenzierung nach Flä­
chentypen wie Parkplätze, Schulhöfe, öffent­
liche Plätze 

•	 Untergliederung in private und öffentliche 
Flächen 

•	 Analyse der Nutzungen, Nutzungsdichte und 
Wegebeziehungen 

•	 Erfassung von Alter und ggf. Sanierungs­
bedürftigkeit der Beläge 

•	 Einbindung der Flächen mit Entsiegelungs­
potenzial in das Geographisches Informa­
tionssystem 

Planung 
•	 Überprüfung der Eignung des Untergrunds 

für Entsiegelungsmaßnahmen (siehe hierzu 
auch Bodenfunktionsbewertung im Anhang H) 

•	 Anregung von praktischen Materialver­
gleichsstudien (siehe Tabelle in Anhang D 5) 

•	 Auswahl des für den Planbereich geeigne­
ten Materials 

Umsetzung 
•	 Mögliche Strategien der Kommune zur För­

derung der Entsiegelung (ausführliche Erläu­
terung in Anhang D 4) 

•	 Information zur Problematik und Motivation 
der Bürger 

•	 Prüfung von Fördermöglichkeiten 
•	 Beratung und Förderung 
•	 Prüfung rechtlicher Einflussnahme 

(z.B. Rückbau- und Entsiegelungsgebot 
nach § 179 BauGB) 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Aktualisierung der Kataster 
•	 Zielkontrolle (Wie werden die entsiegelten 

Flächen tatsächlich genutzt?) 
•	 Überprüfung der Funktionsfähigkeit (Bleibt 

die Versickerungsfähigkeit ausreichend 
erhalten?) 

35




3 HANDLUNGSFELDER 

Im Rahmen der ökologischen Erneuerung 
des Siedlungsbestands ist die Entsiegelung von 
Plätzen, Wegen und Freianlagen regelmäßig ein 
Ziel städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen. 
Städte- und Gemeinden können im Rahmen einer 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme hierfür auch 
Finanzhilfen der Städtebauförderung erhalten. Zur 
Aktivierung privater Grundstückseigentümer haben 
sich die kommunalen Förderprogramme der Städte­
bauförderung als besonders wirkungsvoll erwie­
sen. 

Weitere positive Aspekte einer Entsiegelung sind: 
- Verbesserung des Kleinklimas 
- Gliederung von Verkehrsflächen in Bewegungs­

und Ruhezonen 
- Verbesserung des Wohn- und Arbeitsumfelds 
- Wiederherstellung wichtiger Bodenfunktionen 

wie Filter- und Pufferfunktion und Ausgleichs­
funktion im Wasserhaushalt 

Die Ermittlung von Flächen mit erkennbaren Ent­
siegelungs- bzw. Belagänderungspotenzial be­
zieht sich auf die qualitative Komponente eines 
vorausschauenden und sparsamen Umgangs mit 
Flächen in der Gemeinde. 

Versiegelungsarme Zufahrt auf Privatgrundstück in Pfaffen­
hofen a. d. Ilm 

Entsiegelung von Schulhöfen 
nach dem bayerischen 
„Lebensraum-Schulhof-Modell“ 

Nach dem an der bayerischen Akademie 
für Lehrerfortbildung und Personalführung in Dil­
lingen entwickelten „Lebensraum-Schulhof-Modell“ 
werden in einem interaktiven Ideen-, Planungs­
und Umsetzungsprozess konventionelle Schulhöfe 
in unversiegelte, naturnahe Erlebnisräume unter 
Mitarbeit von Schülern, Eltern und Lehrern umge­
staltet. 

Unterstützt werden solche Vorhaben durch ein 
gemeinsames Förderprogramm der Bayerischen 
Staatsministerien für Unterricht und Kultus sowie 
für Landesentwicklung und Umweltfragen (100-
Schulhöfe-Programm für bayerische Schulen, 
siehe Anhang F). Als Referenz wird auf die 
bayerischen Modellschulen in Abenberg, Gesserts­
hausen, Gunzenhausen, Lauingen und Schwa­
bach verwiesen. 
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4.1	 STÄDTEBAULICHE 
SANIERUNG UND ENTWICKLUNG 

Städtebauliche Sanierungs- und Entwick­
lungsmaßnahmen sind als städtebauliche Gesamt­
maßnahmen besonders geeignete Instrumente zur 
Steuerung der Innenentwicklung in einer Gemeinde. 

Im Rahmen der Städtebauförderungsprogramme 
unterstützte städtebauliche Gesamtmaßnahmen 
folgen dem Grundsatz einer nachhaltigen Sied­
lungsentwicklung. Ihr Ziel ist es, den Siedlungs­
bestand lebenswert und zukunftsfähig zu gestalten. 

Mit den aktuellen Förderschwerpunkten Stärkung 
der Innenstädte und Ortszentren, der Konversion 
von Brachflächen, der ökologischen Bestands­
erneuerung sowie der Aufwertung besonders 
benachteiligter Gebiete im Rahmen des Programms 
„Soziale Stadt“ wirkt die städtebauliche Sanierung 
aktiv dem Flächenverbrauch entgegen. Das Spek­
trum der geförderten Maßnahmen reicht von der 
konzeptionellen Vorbereitung (städtebauliche 
Rahmenplanung, Architektenwettbewerbe, Fach­
gutachten, Machbarkeitsstudien), über die Bürger­
beteiligung und Kooperationsprojekte, die Neuord­
nung von Flächen bis hin zu investiven Maßnahmen 
im öffentlichen Raum und im Gebäudebestand. 

Aufgrund der Bündelung von Maßnahmen und Pro­
grammen in einer städtebaulichen Gesamtmaß­
nahme kann in einem mittelfristigen Zeithorizont 
eine zielgerichtete Aufwertung und Erneuerung 
eines Gebiets erreicht werden. Die Kooperation 
mit Bürgern, Grundstückseigentümern und wich­
tigen örtlichen Akteuren, insbesondere der ört­
lichen Wirtschaft ist ein wesentliches Kennzeichen 
städtebaulicher Sanierungsmaßnahmen. Die Ein­
beziehung der Bürger stärkt deren Selbstverant­
wortung und Engagement und ermöglicht es auf 
kommunaler Ebene tragfähige Lösungen der 
anstehenden Probleme zu erarbeiten. 

Mit der im Baugesetzbuch (BauGB) verankerten 
Städtebaulichen Sanierungsmaßnahme und der 
Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme stehen 
den Städten und Gemeinde zwei bewährte Steu­
erungsinstrumente zur Verfügung: 

Städtebauliche 
Sanierungsmaßnahme §§ 136 BauGB 

Die städtebauliche Sanierungsmaßnahme zielt auf 
die Erhaltung und Weiterentwicklung erneuer­
ungsbedürftiger (Substanzschwächesanierung, 
Funktionsschwächesanierung) Siedlungsgebiete 
in Städten und Gemeinden. Mit dieser städtebau­
lichen Gesamtmaßnahme wird eine ganzheitliche 
Aufwertung und Weiterentwicklung eines Quar­
tiers in städtebaulicher, wirtschaftlicher, sozialer 
und ökologischer Hinsicht bewirkt. 

Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme §§ 165 BauGB 

Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ist ein 
geeignetes Instrument zur Umstrukturierung inner­
örtlicher Brachflächen. Mit diesem Rechtsinstru­
ment kann auf der Grundlage eines umfassenden 
Maßnahmen- und Finanzierungskonzeptes eine 
zügige Mobilisierung geeigneter Fläche erfolgen. 
Die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ist nur 
dann zulässig, wenn ihre einheitliche Vorbereitung 
und zügige Durchführung im öffentliche Interesse 
liegt und die angestrebte Entwicklung auf anderem 
Wege nicht erreicht werden kann. 
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Beispiel Paschendeale-Kaserne in 
Dörfles-Esbach bei Coburg, Oberfranken 

Seit 1950 bot die 1938 errichtete Paschen­
deale-Kaserne Flüchtlingen aus dem Osten in 228 
Wohnungen Unterkunft auf niedrigem Standard. 
Die Paschendeale-Kaserne in der Gemeinde Dör­
fles-Esbach liegt an der Stadtgrenze zu Coburg. 
Anschließend auf Coburger Flur befindet sich die 
BGS-Kaserne, die erst vor kurzem geräumt wurde. 

Der Anfang der 90er Jahre stark angestiegene 
Wohnungsbedarf in der ehemals grenznahen Region 
führte 1993 zur Auslobung eines Wettbewerbs mit 
dem Ziel, die Umstrukturierung und Ergänzung 
des Gebäudebestands zu entwickeln. 

In mehreren Bauabschnitten wird die ehemalige 
Kaserne schrittweise zu einem attraktiven Wohn­
gebiet umgenutzt. Die vorhandenen Gebäude 
bilden jeweils mit zwei parallel angeordneten Neu­
bauten eine Hausgruppe um einen gemeinschaft­
lichen Erschließungs- und Wohnhof. So entstehen 
jeweils autofreie Wohnquartiere mit überschauba­
ren Nachbarschaften. 

Die bestehenden Wohneinheiten wurden vergrö­
ßert, der Dachraum ausgebaut. Die Auflösung der 
breiten Mittelflure im EG und 1. OG schafft zusätz­
liche Wohnflächen. Im 2. OG bleiben die Flure als 
Erschließung der Geschoss- und Maisonettewoh­
nungen erhalten. Entsprechend dem Grundsatz 
der Bündelung von Förderprogrammen in einer 
städtebaulichen Gesamtmaßnahme wird das 1997 
mit dem deutschen Bauherrenpreis ausgezeich­
nete Projekt gemeinsam aus Mitteln der sozialen 
Wohnungsraumförderung und der Städtebauför­
derung (städtebauliche Konzeption, Wohnumfeld, 
öffentlicher Raum) unterstützt. 

Das äußere Erscheinungsbild der Gebäude bleibt 
weitgehend erhalten, die Gebäude wurden ent­
kernt und neu gestaltet. Für eine Sanierung sprach 
die gute Bausubstanz des Mauerwerks (Wand­
stärke 50 cm, was den Anforderungen der Wärme­
schutzverordnung entsprach) und die damit ver­
bundene Einsparung von Abbruch- und Entsor­
gungskosten für große Mengen an Bausubstanz. 

Analyse 
•	 Beschluss der Gemeinde über den Beginn 

der Vorbereitenden Untersuchungen (Einlei­
tungsbeschluss) mit ortsüblicher Bekannt­
machung 

•	 Antrag der Gemeinde auf Aufnahme der 
Gesamtmaßnahme in das Städtebauförde­
rungsprogramm 

•	 Vorbereitende Untersuchungen 
Mit den vorbereitenden Untersuchungen 
nach § 141 BauGB gewinnt die Gemeinde 
Beurteilungsgrundlagen über die Notwendig­
keit, die städtebaulichen Ziele und die Durch­
führbarkeit einer städtebaulichen Sanie­
rungsmaßnahme. Im Rahmen der Bestands­
aufnahme werden alle notwendigen Daten 
und Fakten erhoben und analysiert; soweit 
Grunddatenblätter und andere Kataster vor­
handen sind, kann auf sie zurückgegriffen 
werden. Aussagen ergänzender Fachgutach­
ten (z.B. Altlasten, Bodenwerte, Wirtschaft, 
Einzelhandel) fließen in die vorbereitenden 
Untersuchungen mit ein. 

•	 Bürgerbeteiligung 
Eine frühzeitige Information und Beteiligung 
der Bürger und wichtiger örtlicher Akteure ist 
neben der Einbindung öffentlicher Aufgaben­
träger notwendige Voraussetzung für einen 
erfolgreichen Erneuerungsprozess 

Planung 
•	 Städtebauliche Rahmenplanung und 

Sanierungskonzept 
Die städtebauliche Rahmenplanung ist zu­
sammen mit der Maßnahmen-, Kosten- und 
Finanzierungsübersicht wesentlicher Be­
standteil des Sanierungskonzepts. Das 
Sanierungskonzept stellt das mittelfristige 
Handlungskonzept für die Umsetzung priva­
ter und öffentlicher Sanierungsmaßnahmen 
dar. Die Quartiersanierung sollte dabei in 
kommunale oder interkommunale Konzepte 
eingebunden sein. Mit städtebaulichen Ideen­
und Realisierungswettbewerben, Plangut­
achten und Fachkonzepten kann die Planung 
zusätzlich optimiert werden. 

•	 Förmliche Festlegung eines Sanierungs­
oder Entwicklungsgebietes (Sanierungs-, 
Entwicklungssatzung) durch die Kommune 
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Umsetzung 
•	 Bebauungspläne können zur Schaffung von 

Baurecht und zur Sicherung der Sanierungs­
ziele notwendig sein. 

•	 Vorbereitung, Koordination und Realisierung 
investiver und nichtinvestiver öffentlicher 
und privater Maßnahmen 

•	 Bürgerinformation und -beteiligung, Koope­
rationsprojekte 

•	 Beratung von Grundstückseigentümern, 
Mietern und Bauherren in Fach-, Finanzie­
rungs- und Förderfragen 

•	 Fortschreibung der Maßnahmen-, Kosten­
und Finanzierungsübersicht 

Dokumentation und Kontrolle 
•	 Mit der Aufhebung der Sanierungssatzung 

erfolgt im Rahmen der Dokumentation und 
Abrechung einer städtebaulichen Gesamt­
maßnahme auch eine Erfolgskontrolle 
bezüglich der Sanierungsziele und -maß­
nahmen. 

•	 Eine Vergleichsrechung hinsichtlich einge­
sparter Kosten, z.B. durch die Vermeidung 
von Neubaugebieten ist im Rahmen der Eva­
luation sinnvoll. 

Daten 

Gemeinde Dörfles-Esbach ca. 4.000 Einwohner 
Coburg ca. 42.400 Einwohner 

Fläche Baugebiet 1 ca. 6 ha 
GFZ alt 0,36 
GFZ neu 0,62 
Bestand 228 WE mit ca. 21.600 m2 BGF 
Neu 380 WE mit ca. 37.525 m2 BGF 

Beispiel Dörfles-Esbach, städtebauliche Planung 

Paschendeale-Kaserne, Neubau im Baugebiet 1 

Paschendeale-Kaserne, saniertes Gebäude im Baugebiet 1 
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4.2 DORFERNEUERUNG 

Die gesetzliche Grundlage für die Durch­
führung von Dorferneuerungsmaßnahmen in 
Bayern bilden die §§ 1, 4 und 37 Abs. 1 Satz 3 
erster Halbsatz des Flurbereinigungsgesetzes 
(FlurbG), der Art. 25 des Gesetzes zur Ausführung 
des Flurbereinigungsgesetzes (AGFlurbG) sowie 
die Dorferneuerungsrichtlinien (DorfR) zum Voll­
zug des Bayerischen Dorfentwicklungsprogramms. 

Unter Nr. 1 der Dorferneuerungsrichtlinien wird der 
Zweck der Förderung wie folgt beschrieben: 

Die Dorferneuerung dient im Rahmen der ange­
strebten ländlichen Entwicklung der Verbesserung 
der Lebens-, Wohn- und Arbeitsverhältnisse auf 
dem Lande, insbesondere der agrarstrukturellen 
Verhältnisse und städtebaulich unbefriedigenden 
Zustände. Durch die Dorferneuerung sollen die 
örtlichen Rahmenbedingungen für die Landwirt­
schaft verbessert, der heimatliche Lebensraum der 
Landbewohner gestärkt, das Bewusstsein für die 
dörfliche Lebenskultur vertieft, der eigenständige 
Charakter ländlicher Siedlungen sowie die Kultur­
landschaft erhalten und damit die Dörfer auf künf­
tige Erfordernisse vorbereitet werden. 

Über die baulich-gestalterischen und infrastruktu­
rellen Maßnahmen hinaus soll eine intensive 
Beschäftigung der Bürger mit ihrem Lebensraum 
angestrebt und das selbstverantwortliche Handeln 
auf dörflicher Ebene angeregt werden. 

Informations- und Planungshilfen sowie geeignete 
Erhaltungs-, Sanierungs- und Gestaltungsmaß­
nahmen sollen eine geordnete Dorfentwicklung 
unterstützen und Anreize zur Behebung oder 
Milderung baulicher, struktureller und sozialer 
Mängel geben. 

Die besonderen Stärken der Dorferneuerung 
liegen in ihren Möglichkeiten zur Bodenordnung 
(Neuordnung nach FlurbG, aber auch Umlegung 
nach BauGB) sowie in einer vernetzten Konzept­
erstellung für das Dorf und die umgebende Feld­
flur. 

Projektvorbereitung 
•	 Stärkung der Bürgermitverantwortung (z.B. 

in Seminaren, Bürgergesprächen, Dorfaben­
den) 

•	 Gründung und Betreuung von Arbeitskrei­
sen, Dorfwerkstätten u.ä. 

•	 Gemeinsame Analyse der vorhandenen Pro­
bleme und Potenziale im Dorf 

•	 Gemeinsame Erarbeitung von Zielvorstellun­
gen (Leitbildern) für die künftige dörfliche 
Entwicklung 

•	 Fachliche (z.B. baulich-gestalterische, agrar­
und infrastrukturelle, bodenordnerische, wirt­
schaftliche, soziale, kulturelle sowie ökolo­
gische) Erhebungen zum Projekt 

Projektbeschreibung 
•	 Zusammenführung der Ergebnisse der 

Bürgermitwirkung und der fachlichen Erhe­
bungen 

•	 Zielsetzung des Projektes 
•	 Räumlicher und verfahrenstechnischer Bear­

beitungsumfang 
•	 Vorläufiges Maßnahmenkonzept mit Kosten­

schätzung 
•	 Zeitliche und finanzielle Abwicklung des Pro­

jekts 

Einleitung 
•	 Wenn die Projektvorbereitung einen erfolg­

reichen Verlauf der Dorferneuerung erwar­
ten lässt, leitet die Direktion für Ländliche 
Entwicklung die Dorferneuerung ein und 
setzt das Verfahrens- bzw. das Fördergebiet 
fest. 

Dorferneuerungsplanung 
Der Dorferneuerungsplan enthält 
•	 die ortsräumliche Planung, 
•	 die Planung Grünordnung - Dorfökologie, 
•	 die beabsichtigten bzw. wünschenswerten 

Maßnahmen privater Träger, die mit den 
gemeinschaftlichen und öffentlichen Maß­
nahmen abzustimmen sind, 

•	 die anzustrebenden bodenordnerischen 
Maßnahmen ggf. als Grundlage für die Ent­
wicklung eines Bodenordnungskonzeptes 
durch die Teilnehmergemeinschaft, 

•	 die land- und hauswirtschaftliche Fachpla­
nung, 

•	 bei Bedarf weitere themen- bzw. objektbe­
zogene Fachplanungen und -gutachten (z.B. 
zu denkmalpflegerischen, wirtschaftlichen, 
sozialen und kulturellen Fragen) sowie 

•	 Aussagen darüber, ob es erforderlich ist, dass 
die Gemeinde Bauleitpläne aufstellt, ändert 
oder ergänzt. 
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Im Dorferneuerungsplan werden die baulich­
gestalterischen, agrar- und infrastrukturellen, 
bodenordnerischen, wirtschaftlichen, sozialen, 
kulturellen, ökologischen und sonstigen Ent­
wicklungsziele des Dorfes mit den Ordnungs­
und Gestaltungsvorstellungen der Gemeinde zu 
einer gemeinsamen Handlungsstrategie zusam­
mengeführt. (Er kann damit Grundlage für die 
gemeindliche Bauleitplanung sein.) Darüber hin­
aus werden die Dorferneuerungsmaßnahmen 
mit den Vorhaben anderer öffentlicher und 
privater Träger im Ortsbereich abgestimmt. 

Umsetzung 
•	 Prüfung des Dorferneuerungsplanes 
•	 Festsetzung der Förderhöchstsumme und 

des Förderzeitraumes für das Dorferneue­
rungsprojekt 

•	 Erstellung einer Prioritätenreihung, nach der 
die im Dorferneuerungsplan enthaltenen 
Maßnahmen umgesetzt werden sollen 

•	 Teilnehmergemeinschaft ist Träger der Bau­
maßnahmen und Zuwendungsempfänger 
öffentlicher Mittel; sie erhebt den gemeind­
lichen Anteil auf der Grundlage einer Kosten­
vereinbarung 

•	 Förderung bestimmter privater Maßnahmen, 
die den Zielen, Leitlinien oder ggf. konkreten 
Vorgaben des Dorferneuerungsplanes Rech­
nung tragen 

Beispiel Dorferneuerung Außernzell, 
Niederbayern 
Umnutzung des „Würzinger - Anwesen“ 
als Anstoß zur Innenentwicklung 
des Dorfes 

Das sogenannte „Würzinger - Anwesen“ in 
Außernzell war ursprünglich Sitz der niederen 
Gerichtsbarkeit in der um 850 gegründeten Hof­
mark des Klosters Niederalteich. Erst später, im 
13. Jahrhundert, gewann es als Taverne an Bedeu­
tung. Noch bis Mitte des 20. Jahrhunderts war das 
„Würzinger - Anwesen“ mit Gasthaus, Ökonomie, 
Metzgerei und Poststelle das gesellschaftliche 
Zentrum des Dorfes. 

Strukturwandel und familiäre Probleme führten in 
der Folgzeit zu einem wirtschaftlichen Niedergang. 
So stand das „Würzinger - Anwesen“ jahrelang 
leer und verfiel. Neben einer allgemeinen Ver­
schlechterung des Ortsbildes war damit vor allem 
auch der Verlust des gesellschaftlichen Dorfmit­
telpunktes von Außernzell verbunden. 

Mit der Dorferneuerung kam 1997 die Idee der 
Wiederbelebung. Bei der intensiven Beschäftigung 
mit ihrem Dorf war den Bürgerinnen und Bürgern 
der Wert ihrer Dorfmitte bewusst geworden. Diese 
Dorfmitte wieder mit Leben zu erfüllen, wurde zen­
trales Ziel der angestrebten nachhaltigen Entwick­
lung ihres Dorfes. Unter aktiver Beteiligung der 
Bürgerinnen und Bürger wurde ein vielfältiges und 
damit auch finanziell tragfähiges Nutzungskonzept 
entwickelt. Die Gemeinde kaufte das Anwesen. 
Mit Förderung durch die 5b-Strukturförderung, den 
Entschädigungsfonds, das Dorferneuerungspro­
gramm, den Bezirk Niederbayern und den Land­
kreis Deggendorf wurde seine Sanierung durch­
geführt. 

Heute ist wieder Leben ins „Würzinger-Anwesen“ 
eingekehrt und damit hat auch Außernzell seine 
Dorfmitte als Herz eines organischen Gemeinwe­
sens bewahren können: 

•	 Das Gasthaus bietet einerseits traditionell 
niederbayerische Landgasthofkultur, anderer­
seits in den böhmischen Gewölben der ehema­
ligen Stallungen ein Restaurant für gehobene 
Ansprüche. 

•	 Die historische „Hochzeitsstube“ mit der Rekon­
struktion einer Stuckrosette ist nun Sitzungssaal 
für den Gemeinderat und festlicher Rahmen für 
standesamtliche Trauungen. 

•	 Im Festsaal können nun wieder Bälle, Musik­
oder Theaterveranstaltungen stattfinden. 

•	 Der Dachstuhl des Haupthauses, eine hand­
werkliche Meisterleistung niederalteicher Klos­
terzimmerer, wurde authentisch belassen. Der 
Dachraum bietet heute einen einzigartigen Rah­
men für Ausstellungen, Lesungen o.ä. 

•	 Im ehemaligen Stadl wurde ein Dorfladen zur 
Nahversorgung mit einem Angebot regionaler 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse eingerichtet. 

Die Wiederbelebung der historischen Dorfmitte 
durch die Schlüsselmaßnahme „Würzinger - Anwe­
sen“ strahlt auf das gesamte Dorf aus und hat 
damit eine starke Symbol- und Anschubwirkung 
für private Sanierungsvorhaben. 

Daten 

Gemeinde ca. 1.440 Einwohner 
Fläche 24,13 km2 

Einsparung durch Umnutzung und Wiederbelebung 
der historischen Dorfmitte 
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Fördermöglichkeiten 

Als integrierter Bestandteil bestehender 
Planungsverfahren kann das Kommunale Flächen­
ressourcen-Management grundsätzlich im Rah­
men vorhandener Fördermöglichkeiten mit unter­
stützt werden. In Betracht kommen dabei insbe­
sondere die Städtebauförderprogramme, das 
Dorferneuerungsprogramm sowie die Planungs­
zuschüsse für modellhafte städtebauliche Planun­
gen. 

Die Städtebauförderungsprogramme der Europä­
ischen Union, des Bundes und des Freistaats 
Bayern orientieren sich am Leitbild der Nachhal­
tigkeit und der Innenentwicklung. Sie unterstützen 
daher in besonderer Weise die Ziele des Landes­
entwicklungsprogramms zur Reduzierung des 
Flächenverbrauchs. Im Rahmen von städtebau­
lichen Gesamtmaßnahmen können entsprechend 
den aktuellen Förderschwerpunkten die Ziele des 
Flächenressourcen-Managements mit einfließen 
und unter Berücksichtigung vorhandener Pro­
gramm-Mittel unterstützt werden. 

Für modellhafte Vorhaben bei der Anwendung des 
Kommunalen Flächenressourcen - Managements 
können bei der Obersten Baubehörde Planungs­
zuschüsse beantragt werden. 

Auch das Bayerische Dorfentwicklungsprogramm 
bietet umfassende Möglichkeiten Planungen, Kon­
zepte und Maßnahmen zur Innenentwicklung auf 
der Grundlage einer umfassenden Bürgermit­
wirkung zu fördern. 

Ein detaillierte Auflistung der Fördermöglichkeiten 
inklusive der zuständigen Ansprechpartner findet 
sich in Anhang F. 
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6 UNTERSTÜTZUNG DURCH GIS 

Kommunale Datenverwaltung 

Die Erhebung, Verwaltung und Bearbei­
tung von raumbezogenen Informationen ist eine 
Aufgabe der kommunalen Verwaltung. Typische 
Beispiele hierfür sind die Daten der Vermessungs­
ämter wie die DFK (Digitale Flurkarte) mit dem 
dazugehörigen ALB (Automatisiertes Liegen­
schaftsbuch), welche künftig zu einem gemeinsa­
men Datenbestand im ALKIS, dem Amtlichen 
Liegenschafts-Informationssystem, zusammen­
geführt werden sollen. 

Diese Verbindung von raumbezogenen Daten (z.B. 
Flurstücke) mit ihren vielschichtigen Sachinforma­
tionen (z.B. Eigentümer, Nutzung etc.) ist tägliches 
Geschäft in den Städten und Gemeinden. Neuein­
messung von Grundstücken oder Eigentümer­
wechsel zeigen die Schnelllebigkeit dieser Daten. 
Während die Nutzung des ALB mit Hilfe einer ent­
sprechenden Software digital in den meisten Kom­
munen gewährleistet ist, liegen wichtige raum­
bezogene Daten wie Flächennutzungsplan oder 
Bebauungspläne oft nur als Papierpläne in sehr 
unterschiedlicher Qualität und Aktualität vor. 

Vorteile eines Geographischen Informa­
tionssystems (GIS) 

Ein Geographisches Informationssystem 
(GIS) ist eine wichtige Unterstützung in der täg­
lichen Verwaltungsarbeit mit der raumbezogene 
Daten visualisiert, bearbeitet und analysiert wer­
den können und gleichzeitig die Verbindung zum 
ALB hergestellt wird. So wird mit dem GIS eine 
entscheidende Lücke geschlossen. 

Die folgende Abbildung veranschaulicht beispiel­
haft eine Darstellungs- und Verknüpfungsmöglich­
keit im GIS. Im Ausschnitt der Digitalen Flurkarte 
sind verschiedene Baulücken markiert, die im ver­
knüpften ALB aufgelistet werden und dort jeweils 
mit den entsprechenden Daten aufgerufen werden 
können (im Beispiel zu Flurstück 3000/33, anony­
misiert). 

Mit den Möglichkeiten der Datenerfassung, Daten­
analyse und Datenpflege bildet ein GIS damit die 
empfehlenswerte Grundlage zur Bearbeitung der 
Fragestellungen zum Kommunalen Flächenres­
sourcen-Management. 

Aufwand zur Anschaffung eines GIS in 
der Kommune 

Der Aufwand bei der Anschaffung eines 
kommunalen GIS-Systems gliedert sich grundle­
gend in die Kosten für Hardware, Software und 
Datenbeschaffung. 

Als Hardware-Grundausstattung genügt für einfa­
che Anwendungen in kleinen Kommunen ein han­
delsüblicher PC (in der Regel schon vorhanden) 
mit entsprechenden Einlesegeräten (Scanner 
Farbe A4 oder A3) und je nach Ansprüchen einem 
A4- oder A3-(Farb-)Drucker. In mittleren Kommu­
nen sind je nach der Zahl der angeschlossenen 
Fachabteilungen mehrere PC-Arbeitsplätze erfor­
derlich. Bei den Ausgabegeräten ist hier bei stär­
kerer Ausnutzung auch die Anschaffung eines A0-
Plotters empfehlenswert. 

Die Kosten für die Basis-Ausführung einer pas­
senden GIS-Software inklusive der Fachanwen­
dungen zur Anbindung bzw. Einlesen der Daten 
der DFK und des ALB können naturgemäß stark 
schwanken. Preisgünstige Lösungen liegen heute 

Ausschnitt aus dem Baulandkataster und geöffnetem ALB 
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bei ca. 3.500 e. Hinzu können je nach Einsatzbe­
reich des GIS weitere Fachanwendungen kom­
men, die zwischen 500 – 1.500 e kosten. 

Die Kosten für die eigentlichen Daten (z.B. DFK, 
Erfassung eigener Sachdaten) beim Aufbau eines 
GIS hängen sehr stark von der Größe der Kom­
mune ab und liegen in der Regel höher als die 
Kosten für die Hard- und Software. Allerdings ist 
zu berücksichtigen, dass die Daten auch über eine 
deutlich längere „Lebensdauer“ als die Hard- und 
Software verfügen und von verschiedenen Fach­
abteilungen parallel genutzt werden können. 
Bereits heute liegen in vielen Kommunen raum­
bezogene Daten auf Basis des ALB oder der Digi­
talen Flurkarte vor. 

Insbesondere bei kleineren Kommunen kann es 
sinnvoll sein, zur Begrenzung des Personal- und 
Sachaufwands ein GIS gemeinsam mit Nachbar­
gemeinden oder in Kooperation mit dem zustän­
digen Landratsamt einzurichten. In mehreren 
Landkreisen gibt es bereits entsprechende Initia­
tiven. 

Technische Anforderungen an ein kommunales GIS 
sowie Handlungsempfehlungen zur Einführung in der 
kommunalen Verwaltung finden sich im Anhang G. 

Vorteile einer GIS-Anwendung 
in der Kommune: 

•	 Gemeinsame Anwendung des Systems in 
den verschiedenen Fachbehörden und -ab­
teilungen einer Kommune (kommunalspe­
zifische Fachschalen z.B. für Flächenma­
nagement, Planung, Liegenschaften, Kanal, 
Verkehr, Ökokonto etc.). 

•	 Die offiziellen Planwerke der Kommune (z.B. 
Flächennutzungsplan, Bebauungspläne) 
können digital vorgehalten werden und ste­
hen als Grundlage für Fortschreibungen, Ver­
änderungen oder Neuplanungen ständig zur 
Verfügung. 

•	 Die Datenbestände können sehr individuell 
spezifischen Auswertungen und Abfragen 
unterzogen werden (mehrschichtige Flä­
cheninformationen können gleichzeitig ana­
lysiert und dargestellt werden). 

•	 Eine Präsentation der raumbezogenen Daten 
mit ihren Sachinformationen ist für beliebige 
Ausschnitte, Maßstäbe oder Themeninhalte 
möglich (Ausdrucke oder Präsentationen am 
Bildschirm). 

•	 Abfrage- und Routinearbeiten können effi­
zient abgearbeitet werden (z.B. Informatio­
nen, Serienbriefe und Ausdrucke zu Fragen 
des ALB). 

•	 Die Kommune gibt externen Planungsbüros 
das Datenformat vor, damit deren Planungen 
in das bestehende System digital eingebun­
den werden können („Datenhoheit der Kom­
mune“). 

Weitere detaillierte Empfehlungen zur Einrichtung 
eines kommunalen GIS finden sich im „Leitfaden 
für kommunale GIS-Einsteiger“, der derzeit unter 
Federführung des Finanzministeriums erarbeitet 
wird. 
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